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Editorial

Kein kurzer Prozess

1. Mai 2011 im Kanton Solothurn: Ständerat 

Roberto Zanetti (SP) zeigt sich in seiner Fest-

ansprache besorgt um hunderte von Arbeits-

plätzen, die ein italienischer Konzern im fer-

nen Gerlafingen streichen will. «Wenn der 

Strompreis nicht sinkt, droht dem Stahlwerk 

das Aus», stellt er fest. Früher, bei der Über-

nahme des Werks, sei der Schweizer Strom-

preis unschlagbar billig gewesen. Seit Januar 

2011 sei er aber um 74% gestiegen, während 

er in Frankreich etwa stabil blieb und in 

Italien sank – Preisvorteil weg. Strom wird 

laut Zanetti zum entscheidenden Produk-

tionsfaktor. Für den Politiker ist klar, dass 

Billigstrom her muss. Ansonsten seien 580 

Arbeitsplätze gefährdet. 

Gleichentags in der Sonntagspresse: Axpo-

Chef Heinz Karrer erläutert, dass in den letz-

ten Wochen im europäischen Strom-Gross-

handel eine signifikante Verteuerung des 

Strompreises stattgefunden hat. Wenn in un-

seren Nachbarländern Kernenergie vom Netz 

genommen und zugleich die Schweiz ver-

mehrt vom Ausland abhängig werde, erhöhe 

das auch die Strompreise bei uns stark, so 

Karrer.

Dem Betrachter der beiden Szenen dämmert 

es: Es gibt einiges zu verlieren in unserem 

Land, die Lage ist ernst, die Probleme sind 

komplex. Energiepolitik ist Wirtschaftspoli-

tik und Sozialpolitik – sicher nicht das Ter-

rain für Schnellschüsse. Wer der Kernenergie 

nun möglichst unter Ausschluss der Öffent-

lichkeit kurzen Prozess machen will, begeht 

den eklatanten Führungsfehler, strategische 

Entscheide unter emotionalem Stress zu fäl-

len. So geschehen in Deutschland, wo in 

rund zehn Jahren – geht es nach Bundes-

kanzlerin Merkel – kein Kernkraftwerk mehr 

am Netz sein wird. Noch kein Jahr ist es her, 

da soll Merkel die Kernenergie als «alterna-

tivlos» bezeichnet haben.

In unserem Land bleibt die Hoffnung, dass 

Regierung und Parlament in Szenarien 

denken und nicht kopflos Entscheide fällen, 

die uns alle teuer zu stehen kommen. Eine 

Option ist und bleibt die Kernenergie, in der 

Schweiz eine Erfolgsgeschichte. Die Bevölke-

rung erwartet eine fundierte energiepoli-

tische Sachdiskussion, um in Kenntnis aller 

Fakten am Schluss selbst entscheiden zu 

können. Zugegeben, das sind hohe Ansprü-

che angesichts der heute vorherrschenden 

Panikmache. Trotzdem sind politische Manö-

ver mit dem Ziel, die öffentliche Debatte zu 

unterlaufen, unserer Demokratie unwürdig 

und werden durchschaut. Das Stimmvolk 

wird sich nicht so leicht in die Irre führen 

lassen, selbst vom gleichermassen langwei-

ligen wie gefährlichen Einheitsbrei in den 

Medien nicht. Das zeigt eine lange Reihe von 

wichtigen Volksentscheiden in der Vergan-

genheit, nicht nur zur Kernenergie. 

Roland Bilang

Geschäftsführer Nuklearforum Schweiz
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Forum

Jahresversammlung 2011 des Nuklearforums Schweiz: 

«Kernenergie: eine Glaubensfrage?»

Die diesjährige Jahresversammlung des Nuklearforums Schweiz am 5. Mai 2011 in 

Bern – mit rund 150 Teilnehmenden aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Ver-

waltung – stand ganz im Zeichen der öffentlichen Meinung zur Kernenergie. Im Licht 

von Fukushima wurden die Kommunikation zu diesem Thema in Deutschland, der 

Umgang damit in Schweizer Medien sowie die Möglichkeiten der politischen Einfluss-

nahme erörtert. Dabei wurde auch Kritik an Medien und Politik laut. 

In ihrer Begrüssungsansprache zur Jahres-

versammlung des Nuklearforums wies Präsi-

dentin Corina Eichenberger darauf hin, dass 

sich an den Fakten zur Kernenergie in der 

Schweiz nach dem Fukushima-Unfall nichts 

geändert hat. Verändert hat sich einzig die 

politische Diskussion über diese Fakten. 

«Die Schweizer Kernkraftwerke sind nach 

dem Tsunami ebenso sicher wie vorher» be-

tonte Eichenberger. Die Ereignisse in Japan 

stellen jedoch alles in Frage, was bisher galt, 

so auch die Energiepolitik des Bundesrates. 

Bis auf die höchsten Ebenen der Politik ist 

rationales Nachdenken Emotionalität und 

Opportu nismus gewichen, was viele Schwei-

zerinnen und Schweizer verunsichert. Des-

halb rief sie zu Besonnenheit auf. Das Nuk-

learforum verfügt über die nötigen Fakten, 

um das Informationsbedürfnis der Bevölke-

rung zu stillen. Dafür braucht es keine neu-

en Botschaften: «Wir sagen Ja zur Kernener-

gie und zur Wasserkraft. Wir sagen Ja zu den 

neuen erneuerbaren Energien, soweit sie 

natur- und wirtschaftsverträglich sind. Wir 

sind offen für alle tauglichen Lösungen 

unseres Energieproblems». Nationalrätin 

Eichenberger sprach bei dieser Gelegenheit 

den Mitarbeitenden der Kernkraftwerke ih-

ren Dank aus – dafür, dass sie trotz media-

lem Dauerbeschuss Tag und Nacht unsere 

Stromversorgung sicherstellen. In der aktu-

ellen Verwirrung ist eines sicher: wie auch 

immer die zukünftige Energiepolitik unseres 

Landes aussehen wird, es wird kein Spazier-

gang werden.

Mathias Schuch: Wenn der Kopf 

versucht, mit dem Bauch zu reden

Im ersten Referat der diesjährigen Jahresver-

sammlung zog der Leiter der Unternehmens-

kommunikation der deutschen Areva NP 

GmbH, Mathias Schuch, erste Lehren aus 

den Ereignissen in Japan. Nach dem Unfall 

in Fukushima ging laut Schuch in der 

Berichterstattung deutscher Medien die 

Verhältnismässigkeit so weit verloren, dass 

sich sogar der japanische Botschafter öffent-

lich darüber beklagte. Hinzu kommt, dass 

die Kampagnen der Kernenergiegegner im-

mer wirkungsvoller werden und gerade in 

Zeiten der Angst die Kommunikation der 

Befürworter aushebeln. «Wir müssen uns 

zumindest in Deutschland eingestehen, dass 

wir, wenn es um unseren Branchenzweck 

Corina Eichenberger: «Wenn wir schon den Ast absägen 

sollen, auf dem wir sitzen, müssen wir wenigstens einen 

neuen nachwachsen lassen, und zwar einen, der trägt.»

Foto: Nuklearforum Schweiz/Thai Christen
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FORUM

geht, auf dünner werdendem Eis wandeln. 

Und gewiss nicht, weil unsere Argumente 

schlecht sind, sondern die Kampagnen der 

Gegner wirkungsvoller», so Schuch zu die-

sem Umstand. Zuvor hatten Energieversor-

ger und Industrie sich über Jahre mit sachli-

chen Argumenten Gehör verschafft und poli-

tische Mehrheiten für die Kernenergie 

geschaffen. Sprachen sich in Deutschland 

noch vor Jahresfrist Politiker der Regierungs-

koalition mehrheitlich für die Kernenergie 

aus, übertreffen sich nach Fukushima alle 

Parteien gegenseitig mit ihren Forderungen 

nach dem schnellstmöglichen Ausstieg.

Die deutsche Atomdebatte im 

Wandel der Zeit

In Deutschland wurde die Kernenergie bald 

nach ihrer Einführung zum politischen 

Zankapfel. In den 1960er-Jahren schwappte 

Mathias Schuch: «Wir müssen nun anders kommuni-

zieren – You can’t fight emotions with facts.»

Foto: Nuklearforum Schweiz/Thai Christen

Siebte Generalversammlung des Nuklearforums Schweiz

Am 5. Mai 2011 fand nach der Jahresversammlung im Hotel Bellevue in Bern die 

Generalversammlung des Nuklearforums Schweiz statt. 

Corina Eichenberger, Präsidentin des Nuklearforums Schweiz, betonte in ihrer Einlei-

tung, dass die Diskussion um die Zukunft der Kernenergie seit dem Reaktorunfall im 

japanischen Fukushima unter neuen Vorzeichen stehe. 

Im statutarischen Teil der Versammlung genehmigten die Mitglieder das Protokoll der 

letztjährigen Generalversammlung, den Jahresbericht sowie die Jahresrechnung 2010 

einstimmig und erteilten den Vereinsorganen Décharge. Die zur Wiederwahl stehenden 

Vorstandsmitglieder und die Präsidentin wurden einstimmig bestätigt. Bei den Ergän-

zungs- und Erweiterungswahlen in den Vorstand wählten die Generalversammlungs-

teilnehmer Michael Frank (VSE) für den zurücktretenden Josef Dürr, Andreas Koch 

(ABB) für Dr. Gabriele Gabrielli, und Dr. Thomas Kohler (zurzeit KKG). Kohler wird per 

1. August 2011 zur Alpiq Suisse SA wechseln und im Vorstand sowie der Delegation des 

Nuklearforums den Sitz von Michaël Plaschy als Alpiq-Vertreter übernehmen. Plaschy 

seinerseits übernimmt per 19. Mai die Geschäftsleitung des KKG und löst damit Peter 

Hirt als Vertreter des KKG im Vorstand sowie der Delegation ab. Hirt wiederum über-

nimmt den durch den Rücktritt von Dr. Hans Fuchs frei gewordenen Sitz in der Delega-

tion. Zudem wurden Sylvie Perrinjaquet (FDP Neuenburg) und Prof. Dr. Andreas Türler 

(Universität Bern) einstimmig in den Vorstand gewählt. 

Die nächste Generalversammlung wird am Vormittag des 11. Mai 2012 in Bern stattfin-

den. (M.A.)
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die Umweltschutzbewegung aus den USA auf 

Europa über und es bildeten sich die ersten 

militanten Gruppierungen. Zukunftsängste 

begannen, den Technik- und Fortschritts-

glauben abzulösen, und in den 1970ern hielt 

die Umweltbewegung mit der Gründung der 

Grünen in der deutschen Politik Einzug. 

Nach dem Unfall von Tschernobyl erhielt die 

westeuropäische Anti-Atom-Bewegung zu-

sätzlichen Aufwind und in Deutschland wur-

de das Atomgesetz angepasst. Daneben 

tauchten in Wellen die Themen Proliferation, 

Gefährdung durch geringe Strahlung, Ent-

sorgung und nicht zuletzt die Bedrohung 

durch Flugzeugabsturz auf. All das führte in 

der deutschen Politik zum Verlust des poli-

tischen Konsenses in der Kernenergiefrage. 

Bei der Frage nach dem Grund für diesen 

Konsensverlust wurde Schuch selbstkritisch 

und fragte sich rückblickend, ob die Kern-

energiebefürworter die richtigen Bewertun-

gen vorgenommen und die richtigen Themen 

gesetzt haben. Eine Frage, die Schuch zu-

mindest teilweise verneinte. Zum einen hat 

man die Anti-Atom-Bewegung unterschätzt. 

Aber auch die Botschaften sind nicht immer 

die richtigen gewesen: «Alle Zweifel an unse-

rer Technik und auch Unfälle beantworten 

wir mit Ingenieur-Sachverstand und erwar-

ten, damit in der Öffentlichkeit durchzudrin-

gen». Daneben gelang es der Industrie nicht, 

wichtige Verbündete wie Gewerkschaften 

auf ihrer Seite zu halten und die ethische 

Diskussion über Kernenergie zu ihren Guns-

ten zu lenken. Für letzteres reicht es nicht, 

ständig bloss das niedrige Risiko zu betonen. 

Schliesslich hatte die Branche keine passen-

de Reaktion auf die aggressive Taktik der 

Antinuklearen parat, was sich nicht zuletzt 

im breiten Medienecho dieser Angstmache-

rei ausdrückte.

Herausforderung für die 

Kernenergiekommunikation

In diesem von irrationalen Zweifeln und ge-

zielt geschürten Ängsten geprägten kommu-

nikativen Umfeld geniessen die Befürworter 

und Vertreter der Kernenergie nur noch we-

nig öffentliches Vertrauen. In Deutschland 

möchten nach aktuellen Umfragen fast 80% 

der Bevölkerung möglichst schnell alle 

Kernkraftwerke abstellen. Obwohl sich in 

all die kritischen Stimmen auch differenzier-

te Betrachtungen mischen, steht die Branche 

vor neuen Herausforderungen in der Kom-

munikation mit der Öffentlichkeit. Dabei gilt 

es, klare Positionen zu verschiedenen Fra-

gen zu beziehen: «Warum ist die Kernenergie 

weiterhin verantwortbar? Zählt ein Unfall 

wie Fukushima zum Restrisiko, mit dem sich 

unsere moderne Industriegesellschaft abfin-

den muss? Wie wichtig ist die Kernenergie 

für unsere zukünftige Energieversorgung? 

Was sind die Alternativen?» An dieser Stelle 

betonte Schuch, dass ein Entweder-oder 

zwischen Kernenergie und Erneuerbaren 

keinen Sinn macht. Wer für Kernenergie ein-

steht, muss glaubwürdig darstellen können, 

dass Unfälle wie in Fukushima in deutschen 

Anlagen nicht geschehen können. Man muss 

sich der Fragen und Sorgen der Bevölkerung 

ernsthaft annehmen und den Dialog aktiv 

anbieten. Dies gilt im Übrigen für alle 

Energieträger und grosse Infrastrukturpro-

jekte. Es ist deutlich geworden, dass nach 

Fukushima insbesondere die Kommunika-

tion über Kernenergie anders angegangen 

werden muss, denn «You can’t fight emotions 

with facts».  ➜

Roger Köppel: «Ich merke nichts von einer Atomlobby. 

Sie sollte endlich mal gegründet werden.»

Foto: Nuklearforum Schweiz/Thai Christen
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Roger Köppel: Die grosse Hexenjagd

Roger Köppel, Verleger und Chefredaktor 

der Weltwoche, verglich in seinem Referat 

die Medienberichterstattung zur Kernenergie 

mit der Hexenjagd auf die Gentechnik in den 

1990er-Jahren. Er kritisierte die Schweizer 

Medien heftig für ihre einseitige Berichter-

stattung vor und vor allem nach den tragi-

schen Ereignissen in Japan. Nach Köppels 

Ansicht ging nach dem 11. März 2011 bei Be-

richten zum Thema Kernenergie jeglicher 

Massstab verloren, es wurde geradezu eine 

Katastrophenstimmung verbreitet und die 

Apokalypse herauf beschworen. Diese jour-

nalistische Katastrophenindustrie bezeichne-

te die Weltwoche als «Kernschmelze der Ver-

nunft». Gegen halten gehört zum Programm 

der Welt -woche und Köppel fühlt sich ver-

pflichtet, mit seiner Zeitschrift dem «jour-

nalistischen Mainstream» Gegensteuer zu 

geben. 

Die Schweiz ist nicht Japan

Köppel hielt der Schweizer Medienland-

schaft in einer leidenschaftlichen Rede den 

Spiegel vor. Er bemängelte die fehlende Re-

lativierung der Ereignisse und warf seinen 

Kollegen Desinformation vor. Die Opfer des 

Erdbebens und des Tsunamis waren schnell 

vergessen und im «Einheitsbrei» der Bericht-

erstattung wurden mit dem Mythos Strah-

lung Angst-Szenarien erschaffen. Der «bösen 

und verlogenen Atomlobby» standen dabei 

unkritisierte «Atom-Experten» von Green-

peace und ähnlichen Organisationen gegen-

über. Dass die Situation in der Schweiz mit-

nichten mit Japan zu vergleichen ist, ging 

dabei meistens unter. Gründe für diese Ent-

wicklung sah Köppel im Umstand, dass die 

Anti-Atom-Bewegung aus der Friedens-

bewegung hervorgegangen war und deshalb 

heute weitgehend gut akzeptiert ist. Darü-

ber hinaus arbeiten heute auf den Redak-

tionen nicht wenige ehemalige und immer 

noch aktive Friedens- und Umweltaktivis-

ten. Köppel appellierte weiter an die Verant-

wortung der Medien aufgrund ihres Einflus-

ses auf Meinungsbildung und Politik. Die 

kollektive Überschätzung der nuklearen 

Risiken in Kombination mit der Überschät-

zung der erneuerbaren Energien im All-

gemeinen birgt vor diesem Hintergrund er-

hebliche Gefahr für die Debatte über die 

Energiepolitik.

Atomlobby als David im Kampf 

gegen Goliath?

Abschliessend kam Köppel auf die Atomlob-

by und die an ihr geäusserte Kritik zu reden. 

Dabei griff er einen Vergleich seines Vorred-

ners auf, dem er widersprach: In Köppels 

Augen sind es die Kernenergiebefürworter, 

die als David dem übermächtigen Goliath in 

der Person der Anti-Atom-Bewegung und 

der meisten Medien gegenüberstehen und 

sich mit «Geschick und Listigkeit» wehren 

Chantal Balet: «In einem Wahljahr sind vernünf tige 

Diskussionen selten.»

Foto: Nuklearforum Schweiz/Thai Christen
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müssen. Das Rezept dafür lieferte Köppel 

gleich mit: Die sogenannte Atomlobby muss 

stärker und dezidierter auftreten, sie muss 

plakativ sein und auch mal provozieren. 

Chantal Balet: Der Einfluss 

politischer Kampagnen auf die 

öffentliche Meinungsbildung

Chantal Balet, die Präsidentin der Fédération 

romande pour l’énergie (FRE), erläuterte den 

Gästen, welchen Einfluss eine politische 

Kampagne auf die öffentliche Meinung ha-

ben kann. Sie stellte von Anfang weg klar, 

dass eine Kampagne im Meinungsbildungs-

prozess lediglich ein Element unter vielen ist 

und die Entscheidung nicht selbst ausmacht, 

sondern nur beeinflusst. Balet veranschau-

lichte ihre Ausführungen mit dem Stimmver-

halten der Bürgerinnen und Bürger der 

Romandie bei der Kosa-Initiative (Initiative 

Nationalbankgewinne für die AHV) von 

2006 und bei der Atom-Ausstiegsinitiative 

von 2003. Gegen beide Initiativen wurden 

umfangreiche und erfolgreiche Kampagnen 

geführt. Abschliessend merkte die ehema-

lige Direktorin der Westschweizer Sektion 

der economiesuisse an, dass auch politische 

Kampagnen dem Wandel der Zeit unterste-

hen und die Mechanismen der immer 

schnelllebigeren Welt angepasst werden 

müssen. «Man stimmt heute ab, wie man 

konsumiert: mit einem Klick» gab sie mit 

Blick auf das Internet zu denken, und stellte 

die Frage nach der Zukunft der direkten 

Demokratie, der Kultur und des Bürgersinns 

in den Raum. (M.Re.)

FORUM
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Energieallianz macht Druck 

für die Wende

Der Verein Energieallianz hat am 18. April 

2011 ein 13-Punkte-Programm zum suk-

zessiven Ausstieg aus der Atomenergie 

vorgelegt. Das Programm «Energieumbau 

Schweiz» wird von 20 Politikern aller 

Couleur mitgetragen. 

Ziel des Programms «Energieumbau Schweiz» 

ist die Förderung von Alternativenergien und 

Stromeffizienz, damit die Schweizer Kern-

kraftwerke, wenn sie vom Netz gehen, nicht 

durch neue Anlagen ersetzt werden müssen. 

Im Zentrum des Massnahmenkatalogs steht 

der Fonds «Energieumbau Schweiz». Dieser 

soll mit mehr als CHF 1 Mrd. dotiert sein, 

und je zur Hälfte von Bund und Energieun-

ternehmen bezahlt werden. Letztere sollen 

die Reserven, die sie zur Finanzierung neuer 

Kernkraftwerke angelegt haben, dafür ver-

wenden. Aus dem Fonds sollen Energieeffi-

zienz- und Förderprogramme für grünen 

Strom bezahlt werden. 

Neben dem Fonds sieht das Programm ver-

schiedene Massnahmen vor, die es laut Alli-

anz ermöglichen, die Schweizer Kernkraft-

werke bis 2050 vom Netz zu nehmen – etwa 

Vorgaben für energiesparendes Bauen, eine 

Lenkungsabgabe auf Strom sowie eine öko-

logische Steuerreform. So sollen etwa steuer-

liche Anreize für Sanierungen geschaffen 

und der Steuerabzug auf dem Autoverkehr 

abgeschafft werden.

Initiiert hat das Projekt der bereits seit gut 

zwei Jahren bestehende Verein Energie-

allianz, den der Luzerner FDP-Nationalrat 

Otto Ineichen präsidiert. Mitglieder der SVP, 

der FDP, der GLP, der CVP, der SP und der 

GPS tragen das Programm Energieumbau 

Schweiz mit. (D.S. nach Verein Energie-

allianz, Medienmitteilung, 18. April 2011)

Sondersession 2011: neu 

eingereichte parlamentarische 

Vorstösse

In der Sondersession 2011 des Nationalra-

tes, die vom 11. bis zum 14. April 2011 

stattfand, wurden zahlreiche parlamentari-

sche Vorstösse zur Kernenergie eingereicht.

Die neu eingereichten parlamentarischen 

Vorstösse befassen sich mit Fragen zur Ener-

giepolitik, zum Betrieb der Kernkraftwerke, 

Auch in der Sondersession 2011 des Nationalrats wurden zahlreiche parlamentarische 

Vorstösse zur Kernenergie eingereicht.

Foto: Parlamentsdienste
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zum Katastrophenschutz und zum Sachplan-

verfahren geologische Tiefenlager. Die Vor-

stösse sind im E-Bulletin zusammengefasst 

und mit dem Originaltext verlinkt. (M.A. 

nach Energieforum Schweiz, Rückblick auf 

die Sondersession 2011, und Parlamentari-

sche Geschäftsdatenbank Curia Vista)

Italiens Regierung will keinen 

Atom-Wiedereinstieg mehr

Italiens Regierung will ihre Pläne zum 

Wiedereinstieg in die Kernenergie nach 

dem Unfall in Japan endgültig auf Eis 

legen. Die Regierung brachte am 19. April 

2011 eine Gesetzesänderung in den Senat 

ein, die die Vorbereitungen und die Suche 

nach Standorten für neue Kernkraft-

werke stoppt. 

Als Begründung für diese Kehrtwendung 

gibt die Regierung an, jetzt müsse erst die 

Sicherheit der Kernkraftwerke weiter er-

forscht und die technologische Entwicklung 

berücksichtigt werden. Weiter beauftragt die 

Regierung den Ministerrat, eine neue natio-

nale Energiestrategie auszuarbeiten. Sollte 

die Gesetzesänderung im Parlament gutge-

heissen werden, wäre das für den 12. Juni 

2011 vorgesehene Referendum der italie-

nischen Kernkraftwerksgegner gegen den 

Wiedereinstieg hinfällig (Bulletin 2/2011). 

Zunächst hatte die italienische Regierung 

Ende März 2011 die Umsetzung ihrer Pläne 

für den Bau neuer Kernkraftwerke für ein 

Jahr auf Eis gelegt (Bulletin 4/2011). Mitte 

2009 hatte das italienische Parlament den 

vor über 20 Jahren beschlossenen Ausstieg 

aus der Kernenergie rückgängig gemacht. 

Die Regierung arbeitete seither am Wieder-

einstieg. (D.S. nach italienischer Regierung, 

Medienmitteilung, 19. April 2011)

Singapur hält an Studie 

für Kernenergie fest

Singapur will trotz den Ereignissen in 

Japan an einer Machbarkeitsstudie zur 

Kernenergie festhalten. Dies erklärte 

das zuständige Ministry of Trade and 

Indus try auf eine Anfrage aus dem Par-

lament Singapurs. 

Singapur will sich mit der laufenden Mach-

barkeitsstudie zur Kernenergie einen besse-

ren Einblick in die komplexe Technologie 

verschaffen, teilte das Ministry of Trade and 

Industry in einer Medienmitteilung vom 

11. April 2011 mit. Nach dem Unfall in Japan 

sei es noch wichtiger, eine solche Studie 

durchzuführen, um ein besseres Verständnis 

für die Technologie und die Vorkommnisse 

zu haben, so das Ministerium. 

Zahlreiche Länder der Region wie Indone-

sien, Malaysia, Thailand und Vietnam haben 

Interesse an der Kernenergie bekundet. Für 

Singapur sei es deshalb wichtig, die Folgen 

eines Ausbaus der Kernenergie für die 

Asean-Region (Association of Southeast 

Asian Nations) zu kennen, selbst wenn sich 

Singapur gegen die Kernenergie entscheiden 

sollte. (D.S. nach Singapore Ministry of 

Trade and Industry, Medienmitteilung, 

11. April 2011)

Ukraine setzt weiter 

auf Kernenergie

Der Präsident der Ukraine, Viktor Janu-

kowitsch, glaubt an die Zukunft der Kern-

energie in seinem Land – trotz der Unfälle 

in Tschernobyl und Fukushima. Dies 

schreibt er am 18. April 2011 in einem 

Beitrag für die deutsche Zeitung «Der 

Tagesspiegel». 

Die Atomenergie verdiene noch eine Chance, 

meint Janukowitsch in seinem Beitrag. Die 

Ukrainer seien sich des hohen Preises eines 
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Viktor Janukowitsch: «Die Atomenergie 

verdient noch eine Chance.» 

Foto: Europäische Union
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nachlässigen Umgangs mit dieser Techno-

logie bewusst. «Doch auch im Rückblick auf 

die Tragödie glauben wir weiter fest an die 

Zukunft der Kernenergie.» Und an dieser 

Einschätzung habe auch der Unfall in 

Fukushima nichts geändert. Dieser sei «die 

Folge des unvertretbaren Risikos, Kernkraft-

werke in einer geologisch aktiven Region zu 

bauen», so Janukowitsch. 

Seit dem Unfall von Tschernobyl habe sich in 

der ukrainischen Atompolitik sehr viel ge-

tan. Bei den Kernkraftwerken seien äusserst 

strenge Sicherheitsstandards eingeführt wor-

den, erklärt Janukowitsch. Und er betont, 

dass es seit 1986 «keine Ausfälle und keine 

Funktionsstörungen» an den vier ukraini-

schen Kernkraftwerken gegeben habe: «Die 

modernen Systeme der automatisierten 

Steuerung minimieren die Möglichkeit 

menschlichen Versagens.»

In der Ukraine sind gegenwärtig an vier 

Standorten 15 Kernkraftwerkseinheiten in 

Betrieb. Zudem sollen die beiden Kernkraft-

werkseinheiten Chmelnizki-3 und -4 fertig 

gestellt werden. Die Bauarbeiten waren Mit-

te der 1980er-Jahre unterbrochen worden. 

Die zwei Einheiten des russischen Typs 

WWER-1000 sollen ingenieurtechnisch wei-

terentwickelt und gebaut werden. Die kom-

merzielle Inbetriebnahme ist für 2016 und 

2017 vorgesehen (E-Bulletin vom 15. Febru-

ar 2011). (D.S. nach Der Tagesspiegel, 18. 

April 2011)

economiesuisse: Kernenergie 

als Option offen halten

Die Option Kernenergie muss in der 

Schweiz offen bleiben – auch nach dem 

Reaktorunfall in Fukushima. Dies fordert 

der Wirtschaftsdachverband economie -

suisse in einer Resolution. Zentrales 

Element der Energiepolitik müsse die 

Konkurrenzfähigkeit der Schweiz und 

ihrer Arbeitsplätze sein.

Der Verbandsausschuss der economiesuisse 

hat am 2. Mai 2011 einstimmig eine Resolu-

tion verabschiedet, welche die Entwicklung 

einer Gesamtenergiestrategie verlangt. Wirt-

schaftlichkeit, Versorgungssicherheit, Ökolo-

gie und Risiko sollen miteinander in Ein-

klang gebracht und die Standortattraktivität 

der Schweiz gewährleistet werden. Die Ge-

samtenergiestrategie solle zudem Wettbe-

werbsfähigkeit und Innovation als mass-

gebliche Entwicklungsmotoren respektieren. 

Die economiesuisse erinnert darin, dass 60% 

des Schweizer Stromverbrauchs auf die 

Unternehmen und ihre Arbeitsplätze entfal-

len. Das Hauptanliegen der Wirtschaft sei 

deshalb eine «sichere, zuverlässige, wett-

bewerbsfähige, unabhängige und klima-

schonende Energie- und Stromversorgung» 

sicherzustellen.

Nötig seien auch der Ausbau erneuerbarer 

Energien, eine weitere Steigerung der Ener-

gieeffizienz und internationale Stromabkom-

men. Um die Versorgungssicherheit zu ge-

währleisten bleibe der Bau «notwendiger 

Kraftwerkkapazitäten» unverzichtbar, schreibt 

die economiesuisse weiter. Dabei müsse die 

Option Kernenergie offen bleiben, insbeson-
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dere mit Blick auf ihre weitere technologische 

Entwicklung. Falls die Bewilligungsverfahren 

für die Ersatzkernkraftwerke blockiert blie-

ben, so führe kein Weg am Bau einer erhöh-

ten Zahl von Gaskombikraftwerken als Über-

gangslösung vorbei. Die Kompensation des 

zusätzlichen CO2-Ausstosses müsse aus Effi-

zienz- und Wirtschaftlichkeitsgründen zu 

einem wesentlichen Teil im Ausland erfolgen 

können, verlangt die economiesuisse (E-Bul-

letin vom 27. April 2011). 

Die economiesuisse warnt zudem vor «über-

stürzten, unkorrigierbaren und unrealisti-

schen Entscheiden», welche die Versorgungs-

sicherheit und die Wirtschaftlichkeit der 

schweizerischen Stromversorgung gefährden 

könnten. (M.A. nach economiesuisse, Medi-

enmitteilung, 2.Mai 2011)

Deutschland: neue Energie-

versorgungsstruktur gefordert

Die Ethikkommission «Sichere Energie-

versorgung», welche die deutsche Bun-

deskanzlerin Angela Merkel berufen hat, 

strebt einen möglichst raschen Atomaus-

stieg an. Allerdings müsse er sozialver-

träglich und klimafreundlich sein, erklär-

te der Vorsitzende der Ethikkommission, 

Klaus Töpfer, nach einer dreitägigen 

Klausurtagung. 

Es stehe noch nicht fest, ob die Ethik-

kommission in ihrem Bericht eine konkrete 

Jahreszahl oder eine Zeitspanne für den 

Atomausstieg empfehlen werde, so Töpfer. 

Er unterstrich zugleich, man dürfe nicht nur 

auf das Datum schauen, sondern müsse auch 

den Weg dahin kennzeichnen.  

Wende hin zu erneuerbaren Energien

In der Ethikkommission, die sich aus Vertre-

tern aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, 

Gesellschaft und Kirchen zusammensetzt, 

gebe es unterschiedliche Meinungen über 

eine sichere Energieversorgung ohne Atom-

kraft. Dies sei von vornherein klar gewesen, 

«aber alle sind der Meinung, dass es zu 

einer neuen Energieversorgungsstruktur in 

Deutschland kommen muss», so Töpfer.

Die Wende hin zu erneuerbaren Energien 

könne auch starke wirtschaftliche Impulse 

auslösen. Das betonte der zweite Vorsitzende 

der Ethikkommission, Matthias Kleiner. Der 

Präsident der Deutschen Forschungsgemein-

schaft warb für einen breiten gesellschaft-

lichen Konsens. Bei der Frage einer sicheren 

Energieversorgung gehe es um die Abwä-

gung zwischen verschiedenen Zielkonflik-

ten, Risiken sowie sozialen und gesellschaft-

lichen Kosten.

Die Ethikkommission hat den Auftrag, vor 

dem Hintergrund der Ereignisse in Japan die 

Risiken der Kernenergie und in diesem Zu-

sammenhang die Sicherheit der Energiever-

sorgung neu zu bewerten. Die Ergebnisse 

der Kommissionsarbeit sollen Ende Mai 2011 

vorliegen. Die deutsche Regierung wird An-

fang Juni eine Gesamtentscheidung zum wei-

teren Betrieb der Kernkraftwerke in Deutsch-

land und zur Beschleunigung der Energie-

wende treffen.  ➜

Klaus Töpfer, Vorsitzender der Ethikkommission: 

«Entscheidend ist, was das Parlament entscheidet.»

Foto: Phoenix Presseportal
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Schneller Atomausstieg erwünscht

Bund und Länder wollen gemeinsam schnel-

ler aus der Kernenergie aus- und in erneuer-

bare Energien umsteigen. Das hatte Merkel 

nach der Beratung mit den Ministerpräsiden-

ten aller Bundesländer bereits Mitte April be-

tont. Ziel der Bundesregierung sei es, einen 

breiten gesellschaftlichen Konsens und hohe 

Akzeptanz bei Bürgerinnen und Bürgern und 

Unternehmen über die Energiewende zu er-

reichen. Dazu werde auch die Ethikkommis-

sion einen entscheidenden Beitrag leisten. 

Rechtlich eindeutige Lösung erarbeiten

Einigkeit bestehe darin, so Merkel, dass am 

Ende eine rechtlich eindeutige Festlegung 

stehen müsse, die auch im Atomgesetz fest-

geschrieben werde. Die Energieversorgerin 

RWE Power AG hatte am 1. April 2011 beim 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kassel 

Klage gegen die vorläufige Abschaltung des 

Kernkraftwerks Biblis A eingereicht, da es 

keine Rechtsgrundlage dafür gäbe (Bulletin 

4/2011). Die Kanzlerin kündigte an, dass am 

3. Juni ein weiteres Treffen mit den Minister-

präsidenten stattfinden soll. Der weitere 

Fahrplan sieht Merkel zufolge vor, dass sich 

das Bundeskabinett am 6. Juni mit dem Ge-

setzespaket befasst. Anschliessend werden 

Bundestag und Bundesrat beraten. 

Merkel betonte in einem Video-Podcast vom 

16. April 2011, die drei Pfeiler der Energie-

versorgung – Versorgungssicherheit, Bezahl-

barkeit und Umweltfreundlichkeit – seien 

weiter einzuhalten. «Trotzdem ist die Sicher-

heit der Kernkraftwerke natürlich das obers-

te Gebot, und da gibt es auch keine Kompro-

misse. Das heisst, wir müssen uns darauf 

einstellen, dass wir schneller aussteigen und 

trotzdem eine vergleichbare Energieversor-

gung schaffen.» Merkel will zudem ein Ge-

samtkonzept vorlegen, das auch dafür sorgt, 

dass die Energie für Bürgerinnen und 

Bürger bezahlbar bleibe. (M.A. nach Deut-

scher Bundesregierung, Medienmitteilun-

gen, 15. und 21. April, sowie Video-Podcast, 

16. April 2011)

Kosten eines schnellen 

Ausstiegs Deutschlands aus 

der Kernenergie 

Eine sofortige dauerhafte Abschaltung 

von acht Kernkraftwerkseinheiten in 

Deutschland und eine Abschaltung der 

übrigen Blöcke bis Ende 2017 lässt die 

Strompreise um fast ein Drittel steigen: 

Die Strom-Grosshandelspreise lägen 2018 

bei EUR 70 (CHF 90) pro MWh. Das ist ein 

Ergebnis der Studie «Energieökonomi-

sche Analyse eines Ausstiegs aus der 

Kernenergie in Deutschland bis 2017» 

des Kölner Energieforschungsinstituts 

r2b energy consulting GmbH (r2b) im 

Auftrag des Bundesverbands der Deut-

schen Industrie (BDI). 

Basierend auf dem Koalitionsvertrag für die 

17. Legislaturperiode vom 26. Oktober 2009 

erarbeitete die deutsche Regierung im Jahr 

2010 ein langfristiges Energiekonzept «für 

eine umweltschonende, zuverlässige und 

bezahlbare Energieversorgung», das am 

28. September 2010 veröffentlicht wurde 

(Bulletin 10/2010). Ein Kernbestandteil die-

ses Konzepts ist eine Laufzeitverlängerung 

der deutschen Kernkraftwerke. Am 28. Ok-

tober 2010 verabschiedete der Deutsche 

Bundestag entsprechende Gesetzesvorlagen 

(Bulletin 11/2011). Die Ereignisse im japani-

schen Kernkraftwerk Fukushima haben die 

Regierung veranlasst, die sieben ältesten 

Kernkraftwerke sowie das Kernkraftwerk 

Krümmel für drei Monate vom Netz zu neh-

men (Bulletin 4/2011). Von Seiten der Oppo-

sitionspartei Bündnis 90/Die Grünen wur-

den zudem Stimmen laut, die einen vollstän-

digen Ausstieg aus der Kernenergie in 

Deutschland bis zum Jahr 2017 fordern.

Vor diesem Hintergrund beauftragte der BDI 

die r2b, die energiewirtschaftlichen Auswir-

kungen eines raschen Ausstiegs aus der 

Kernenergie bis 2017 mit dem Energiekon-

zept von 2010 zu vergleichen. Hierzu wur-

den zwei Szenarien betrachtet und miteinan-

der verglichen. Konkret wurde im Szenario 
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it «Ausstieg 2017» unterstellt, dass bei einem so 

raschen Kernenergieausstieg die bereits im 

Morato rium befindlichen Kraftwerksblöcke 

Biblis A und B, Neckarwestheim-1, Isar-1, 

Unterweser, Brunsbüttel, Philippsburg-1 so-

wie Krümmel nicht wieder hochgefahren 

werden. Für die restlichen Kernkraftwerke 

wird mit einer Abschaltung Ende 2017 ge-

rechnet. Somit wären im Falle eines raschen 

Ausstiegs ab sofort bereits mehr als 60 Mrd. 

kWh Kernenergiestrom jährlich zu ersetzen. 

Ab 2018 müssten weitere rund 90 Mrd. kWh 

im Jahr substituiert werden. In der Untersu-

chung wird dieser Fall mit dem Szenario 

«Energiekonzept» verglichen, das von der 

Laufzeitverlängerung entsprechend dem elf-

ten Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes 

ausgeht, wonach die ersten Kernkraftwerke 

erst ab dem Jahr 2019 stillgelegt würden.

51 Milliarden Mehrkosten bis 2020

Laut Studie kämen von 2012 bis 2020 allein 

durch den vorgezogenen Kernenergieaus-

stieg Mehrkosten von insgesamt rund EUR 

33 Mrd. auf die Stromverbraucher zu. Diese 

erklären sich vor allem durch den Einsatz 

teurerer Erzeugungstechnologien und durch 

höhere CO2-Preise. Den grössten Anteil 

müssten Industrie und weitere Gewerbekun-

den übernehmen: Sie hätten 2012–2020 EUR 

24 Mrd. Mehrkosten zu tragen, private Ver-

braucher EUR 9 Mrd. Rechnet man die Mehr-

kosten eines Ausstiegs mit den absehbaren 

Kosten des Ausbaus erneuerbarer Energien 

und der Netzinfrastruktur gemäss Energie-

konzept für alle Kunden zusammen, so be-

tragen die Mehrbelastungen 2012–2020 

sogar EUR 51 Mrd. (CHF 66 Mrd.). 

Aufschlüsselung nach Kundentyp

Die Berechnungen der r2b zeigen, dass ein 

typischer deutscher Haushalt (Stromver-

brauch von 3500 kWh pro Jahr) 2018 im Ver-

gleich zu heute mit rund EUR 84 mehr belas-

tet würde. Durch einen schnellen Ausstieg 

kämen zusätzlich EUR 53 hinzu. Die Gesamt-

belastung für einen Haushalt würde 2018 

damit im Vergleich zu heute um EUR 137 

(CHF 177) steigen.

Der Anstieg der Stromkosten für ein typi-

sches Industrieunternehmen, das nicht in 

einer energieintensiven Branche tätig ist 

(Stromverbrauch von 2 Mio. kWh pro Jahr), 

würde 2018 EUR 50’000 Euro betragen. Bei 

einem schnellen Ausstieg kämen EUR 22’000 

hinzu. Damit wäre die Gesamtbelastung 

2018 im Vergleich zu heute um EUR 72’000 

(CHF 92’971) höher, also 44%. 

Ein typisches energieintensives Industrieun-

ternehmen (Stromverbrauch von 24 Mio. 

kWh pro Jahr) würde 2018 im Vergleich zu 

heute mit rund EUR 180’000 mehr belastet. 

Durch einen schnellen Ausstieg kämen zu-

sätzlich EUR 400’000 hinzu. Die Gesamtbe-

lastung wäre demnach um EUR 580’000 

(CHF 748’933), also 222%, höher als heute.

Zunahme der CO2-Emissionen um 28%

Ersetzt würde die Stromerzeugung aus deut-

schen Kernkraftwerken kurzfristig zur einen 

Hälfte durch Importe aus dem Ausland (ins-

besondere Frankreich und Tschechien) und 

zur anderen Hälfte durch inländische Kohle- 

und Gaskraftwerke, so ein weiteres Ergebnis 

der r2b energy consulting. Damit würden 

2018 die deutsche Energiewirtschaft 282 

Mio. t CO2 ausstossen. Das sind gegenüber 

dem Energiekonzept 62 Mio. t CO2 mehr – 

eine Zunahme um 28%. (M.A. nach BDI, 

Medienmitteilungen, 24. April, sowie Studie 

«Energieökonomische Analyse eines Aus-

stiegs aus der Kernenergie in Deutschland 

bis 2017», 20. April 2011)

EU-Parlament: keine Einigung 

zu Kernenergiesicherheit

Am 6. April 2011 hat das EU-Parlament 

über Stresstests bei Kernkraftwerken 

und Kriterien diskutiert, die notwendig 

sind, um die höchsten Sicherheitsstan-

dards zu gewährleisten. Eine gemeinsame 

Entschliessung zur Kernenergiesicherheit 

lehnte eine Mehrheit ab, da bei verschie-

denen Punkten die Positionen der Frak-

tionen unvereinbar blieben.  ➜
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Mit 264 Ja- zu 300 Nein-Stimmen und 61 Ent-

haltungen sprachen sich die EU-Parlamentari-

er einen Tag nach der Aussprache «Lehren für 

die Kernenergiesicherheit in Europa nach 

dem atomaren Unfall in Japan» gegen eine 

Entschliessung zur Kernenergiesicherheit aus. 

Streitpunkte waren insbesondere ein Morato-

rium für die Entwicklung und Inbetriebnah-

me neuer Kernkraftwerke während des Zeit-

raums, in dem in der EU Sicherheitsüberprü-

fungen – sogenannte Stresstests – durchgeführt 

und ausgewertet werden (Bulletin 4/2011), 

und die Forderung, bei einem negativen Er-

gebnis des Stresstests die betroffenen Anla-

gen auch sofort schliessen zu können. Die 

Parlamentarier nahmen zwar einzelne Anträ-

ge an wie beispielsweise, dass Stresstests auf 

gemeinsamen und transparenten Kriterien 

beruhen und verbindlich sein sollten. Sie wa-

ren ebenfalls dafür, dass die Europäische 

Kommission bis spätestens am 15. April 2011 

einen konkreten und genauen Zeitplan, eine 

Liste der teilnehmenden Gremien und präzise 

Kriterien für die Stresstests vorzulegen habe. 

Mit der Ablehnung der gemeinsamen Reso-

lution wurden jedoch die einzelnen Ab-

stimmungsresultate nichtig. (M.A. nach Euro-

päischem Parlament, Gemeinsamer Ent-

schliessungsantrag und Video-Übertragung, 

6. April, sowie NucNet, 8. April 2011)

Neue Gelder für Tschernobyl

An einem Gipfeltreffen zum 25. Jahrestag 

des Unfalls in Tschernobyl hat die inter-

nationale Gemeinschaft EUR 550 Mio. 

(CHF 712 Mio.) gesprochen, um den Kern-

kraftwerksstandort in einen stabilen und 

sicheren Zustand zu überführen. 

Am Gipfeltreffen in Kiew haben insgesamt 

28 Geberländer neue Zusagen zur Finanzie-

rung der Tschernobyl-Fonds gemacht. Die 

Gelder sollen in den Chernobyl Shelter Fund 

und in den Nuclear Safety Account fliessen. 

Diese beiden Fonds verwaltet die Euro-

päische Bank für Wiederaufbau und Ent-

wicklung (EBRD). Mit den Fonds wird der 

Bau einer neuen Sicherheitshülle, des New 

Safe Confinement, und der Bau eines Lang-

zeitzwischenlagers für die bestrahlten 

Brennstoffe aus den stillgelegten Blöcken 

1–3 finanziert. 

Die neue Sicherheitshülle soll über den be-

stehenden Schutzbau – den sogenannten 

Sarkophag – geschoben werden. Dieser war 

unmittelbar nach dem Unglück von 1986 um 

den zerstörten RBMK-Reaktor 4 herum auf-

gebaut worden. Der Baustart der Sicherheits-

Im Vorfeld der Diskussionen sprach 

Energiekommissar Günther Oettinger 

mit Europaabgeordneten über die 

Sicherheit von Kernkraftwerken.

Foto: Europäisches Parlament

Fotomontage der geplanten neuen Sicherheitshülle.

Foto: EBRD
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Manmohan Singh und Karim Massimov trafen sich 

in Astana, um strategische Kooperationsabkommen zu 

unterzeichnen.

Foto: Indisches Premierministeramt

hülle steht gemäss EBRD kurz bevor, erste 

vorbereitende Arbeiten seien im Gang. Mit 

der Fertigstellung wird 2016 gerechnet.

Bau eines Langzeitzwischenlager

Im Langzeitzwischenlager sollen über 20’000 

Brennstoffteile aus dem Betrieb der Reakto-

ren 1–3 gelagert werden. Die ukrainischen 

Behörden haben das Projekt genehmigt. Die 

Arbeiten haben gemäss EBRD vor Kurzem 

begonnen und sollen 2014/2015 abgeschlos-

sen sein. (D.S. nach EBRD, Medienmittei-

lung, 19. April 2011)

Indien und Kasachstan besiegeln 

nukleare Kooperation

Die Regierungen von Kasachstan und 

Indien haben am 15. April 2011 ein Ab-

kommen zur Zusammenarbeit bei der 

friedlichen Nutzung der Kernenergie 

unterzeichnet. 

Das Abkommen wurde während eines offizi-

ellen Besuchs des indischen Premierminis-

ters, Manmohan Singh, in der kasachischen 

Hauptstadt Astana besiegelt. In einer ge-

meinsamen Mitteilung halten beide Länder 

fest, wie sinnvoll der Ausbau der nuklearen 

Zusammenarbeit für sie ist. Weitere Angaben 

zum Inhalt des Abkommens wurden keine 

gemacht. 

Indien und Kasachstan hatten bereits im Ja-

nuar 2009 eine Absichtserklärung unter-

zeichnet, die als Basis für das jetzige Abkom-

men dient (E-Bulletin vom 29. Januar 2009). 

Sie gaben damals an, in einer Vielzahl nukle-

arer Bereiche zusammenarbeiten zu wollen, 

einschliesslich Uranabbau, Uranexporte 

nach Indien und Personalausbildung. (D.S. 

nach indischem Premierministeramt, ge-

meinsame Stellungnahme, 16. April 2011)

Namibia: Machbarkeitsstudie 

für Uranmine erstellt

Das Uranprojekt Husab (früher Rössing 

Süd) in Namibia hat das Potenzial, eine 

der grössten Uranminen weltweit zu wer-

den. Eine entsprechende Machbarkeits-

studie hat die australische Besitzerin, die 

Extract Resources Ltd., am 5. April 2011 

vorgestellt.  

Die Machbarkeitsstudie bestätigt die techni-

sche und wirtschaftliche Realisierbarkeit des 

Uranprojekts Husab. Die Studie rechnet mit 

einem Abbau von 15 Mio. t Erz pro Jahr. Dies 

entspricht einer Ausbeute von 15 Mio. Pfund 

U3O8 (5770 t U) pro Jahr. Mit den gegenwär-

tig identifizierten Uranvorkommen würde 

der Abbau 16 Jahre dauern. Die Extract 

Resources rechnet jedoch mit weiteren 

Vorkommen, die die Betriebsdauer der Mine 

wesentlich verlängern könnten. 

In der Machbarkeitsstudie werden die ge-

samten Kapitalkosten mit USD 1,66 Mrd. 

(CHF 1,5 Mrd.) veranschlagt. Die Extract 

Resources rechnet mit Produktionskosten in 

der Höhe von USD 32 (CHF 29) pro Pfund 

U3O8.   ➜
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Die Extract Resources hatte Ende November 

2010 die Umweltverträglichkeitsprüfung und 

den Managementplan für Husab dem nami-

bischen Ministry of Mines and Energy einge-

reicht. Im Januar 2011 hatte das Ministry of 

Environment and Tourism die Umweltgeneh-

migung für das Uranprojekt erteilt (Bulletin 

3/2011). (D.S. nach Extract Resources, Medi-

enmitteilung, 5. April 2011)

Uranvorkommen in der Slowakei 

bestätigt

Das slowakische Uranvorkommen Kuriš-

kova enthält bis zu 40% mehr Uran als 

bisher angenommen. Das bestätigte Uran-

vorkommen liegt neu bei 10’960 t Umet 

mit einem Urangehalt im Gestein von 

0,471% Umet (5550 ppm U3O8). 

Während der Durchführung einer Machbar-

keitsstudie hat sich die Uranlagerstätte 

Kuriškova rund 16 km nordwestlich der 

slowakischen Stadt Košice als umfang  -

reicher erwiesen als bisher angenommen. Zu 

dem neu bestätigen Uranvorkommen von 

10’960 t Umet rechnen die Geologen der kana-

dischen Tournigan Energy Ltd. mit zusätz-

lichen Ressourcen von 4880 t Umet mit einem 

Gehalt von 0,157% Umet (185 ppm U3O8). 

Die Machbarkeitsstudie soll gemäss Dorian 

Nicol, CEO und Präsident der Tournigan 

Energy, bis Ende 2011 abgeschlossen sein. 

(D.S. nach Tournigan Energy, Medienmittei-

lung, 26. April 2011)

UK: verzögerte Vorlizenzierung 

von Reaktorsystemen

Der United Kingdom Health & Safety Exe-

cutive (HSE) hat bekannt gegeben, dass 

sich die Vorlizenzierung der Druckwasser-

einheiten der dritten Generation für den 

britischen Markt um drei Monate verzö-

gern wird. 

Die britische nukleare Aufsichtsbehörde, das 

Nuclear Installations Inspectorate (NII), wird 

bis im September 2011 einen Bericht über 

die Konsequenzen des Unfalls in Japan für 

die britische Kernkraftwerksflotte verfassen. 

Die Folgerungen für den bestehenden Park 

wie auch für den Neubau sollen darin abge-

bildet werden. 

Der HSE hätte eigentlich im Juni 2011 die 

Vorlizenzierung der Druckwassereinheiten 

der dritten Generation abschliessen sollen. 

Zwei Systeme sind noch im Prozess der soge-

nannten Generic Design Assessment (GDA): 

der European Pressurized Water Reactor 

(EPR) der Areva NP sowie der AP1000 der 

Westinghouse Electric Company (Bulletin 

12/2009). Nun gab der HSE bekannt, dass er 

den Bericht des NII abwarten will, bevor der 

GDA-Prozess abgeschlossen wird. Damit 

dürfte die Vorlizenzierung frühestens im 

September stattfinden. (D.S. nach HSE, 

Medienmitteilung, 5. April 2011)

USA: Fördergelder für 

kleine Reaktoren

Die Babcock & Wilcox Corporation (B&W) 

hat Fördergelder in der Höhe von USD 

5 Mio. (CHF 4,5 Mio.) für die Entwicklung 

eines Prototyps des Reaktorsystems 

mPower erhalten. Die Gelder sprach die 

Virginia Tobacco Indemnification and Com-

munity Revitalization Commission (TICRC). 

Der Prototyp des Leichtwasser-Reaktorsys-

tems mPower soll in der Integrated System 

Test (IST) Facility in der Bedford County im 

amerikanischen Bundesstaat Virginia gebaut 

werden. Die B&W Nuclear Energy Inc. und 

die Bechtel Power Corporation haben Mitte 

Juli 2010 das Gemeinschaftsunternehmen Ge-

neration mPower gegründet, das sich der 

kommerziellen Entwicklung der ersten klei-

nen Kernreaktorsysteme der Generation III++ 

widmet (Bulletin 8/2010). Mit dem ersten 

Einsatz eines solchen Reaktors kann gemäss 

B&W ab 2020 gerechnet werden. (D.S. nach 

B&W, Medienmitteilung, 11. April 2011)
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USA: NRC kann Calvert-Cliffs-3 

nicht lizenzieren

Die amerikanische Nuclear Regulatory 

Commission (NRC) hat der UniStar mit 

Brief vom 6. April 2011 mitgeteilt, dass sie 

dem von der UniStar eingereichten Gesuch 

um eine kombinierte Bau- und Betriebs-

bewilligung (Combined License, COL) für 

Calvert-Cliffs-3 nicht stattgeben kann. 

Das Gesuch der UniStar um eine COL für Cal-

vert-Cliffs-3 entspreche nicht den Vorgaben 

der amerikanischer Gesetzgebung (Code of 

Federal Regulation, CFR 10 50.38), liess die 

NRC in ihrem Brief verlauten. Die UniStar ge-

höre zu 100% einer ausländischen Unterneh-

mung, der Electricité de France (EDF), die zu 

85% im Besitz der französischen Regierung 

sei, weshalb sie keine Lizenz erhalten könne. 

Die UniStar hatte der NRC bereits Anfang 

2011 entsprechende Lösungsvorschläge 

unterbreitet. Sie schlug vor, dass die UniStar 

einen US-Bürger als CEO wählt und in der 

Geschäftsleitung auch weitere amerikani-

sche Bürger Einsitz nehmen. Für die NRC 

genügten diese Massnahmen nicht. Sie teilte 

der UniStar mit dem Schreiben vom 6. April 

jedoch mit, dass sie sämtliche hängigen Ar-

beiten rund um das COL-Gesuch fortführen 

werde. Die EDF will gemäss World Nuclear 

News weiter mit der NRC an der Lösung der 

Probleme um die Besitzverhältnisse von 

UniStar arbeiten. 

Die UniStar war ursprünglich ein Gemein-

schaftsunternehmen der amerikanischen 

Constellation Energy Group und der EDF. Im 

Herbst 2010 gab die Mehrheitsinhaberin 

Constellation Energy Group bekannt, dass 

sie die Gespräche um eine Darlehensgaran-

tie für das Kernkraftwerksprojekt Calvert-

Cliffs-3 nicht fortführen werde (Bulletin 

11/2010). Die Kosten für die Bürgschaft wür-

den nicht hinnehmbare Risiken und Kosten 

für das Unternehmen schaffen. Die EDF 

übernahm daraufhin das Unternehmen Uni-

star vollumfänglich. (D.S. nach Brief NRC an 

UniStar, 6. April 2011)

NRG Energy: Verzicht auf 

South Texas Nuclear Project

Die amerikanische NRG Energy Inc. 

(NRG) hat beschlossen, keine weiteren In-

vestitionen in die geplanten fortgeschrit-

tenen Siedewasserreaktoreinheiten 3 und 

4 am Standort South Texas Project (STP) 

in Bay City mehr zu tätigen. 

Die NRG begründete diesen Entscheid mit 

den schwindenden Zukunftsaussichten eines 

Kernkraftwerkneubaus seit dem Reaktor-

unfall in Fukushima. Sie werde die bisheri-

gen Investitionen abschreiben und keine 

weiteren finanziellen Mittel mehr zur Ver-

fügung stellen, meldete das Unternehmen 

am 19. April 2011. Die NRG werde aber wei-

terhin mit ihren Partnern zusammenarbeiten 

und sie – wie auch zukünftige Interessenten 

am Bauprojekt – unterstützen. 

Trotzdem fester Glaube an Renaissance 

der Kernenergie in den USA

Der Präsident und CEO der NRG, David 

Crane, ist der Meinung, dass der Reaktor-

unfall in Fukushima zu mehreren Unsicher-

heiten in Bezug auf Neubauten in den USA 

geführt habe, die eine erfolgreiche und zeit-

gerechte Entwicklung des Neubauprojekts 

in Frage stellten. «Wir glauben weiterhin so-

wohl an eine uneingeschränkte Notwendig-

keit einer Renaissance der Kernenergie in 

den USA also auch, dass STP-3 und -4 das 

beste nukleare Entwicklungsprojekt im Land 

ist», erklärte er weiter. Allerdings verun-

mögliche die aktuelle Situation, eine weitere 

finanzielle Beteiligung des Unternehmens an 

der Weiterentwicklung des Standorts STP 

gegenüber den Aktionären zu rechtfertigen. 

Die NRG habe bereits in den vergangenen 

fünf Jahren erhebliche Mittel für die geplan-

ten zwei Einheiten eingesetzt. 

Vorarbeiten eingestellt

Die Nuclear Innovation North America LLV 

(NINA) – ein Gemeinschaftsunternehmen der 

NRG und der japanischen Toshiba, das an der 
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Entwicklung der Erweiterung des South-

Texas-Project beteiligt ist – hatte zuvor gemel-

det, sie stelle jegliche Vorarbeiten am Projekt 

ein. Laut NINA konzentriert sie sich darauf, 

die kombinierte Bau- und Betriebsbewilli-

gung (Combined Construction and Operating 

License, COL) für STP-3 und -4 zu erhalten 

und sich eine Darlehensgarantie von der ame-

rikanischen Regierung zu sichern. Die NRG 

und die South Texas Project Nuclear Operati-

on Company (STPNC) hatten am 24. Septem-

ber 2007 das erste Gesuch um eine COL bei 

der amerikanischen Nuclear Regulatory Com-

mission (NRC) eingereicht (Bulletin 10/2007). 

Die STPNC betreibt am Standort STP bereits 

South-Texas-1 und -2 (je 1280 MW, PWR). 

Zudem hatte die CPS Energy, die städtische 

Stromversorgerin von San Antonio, bereits 

im März 2011 verkündet, sie setze ihre Ver-

handlungen mit der NRG über ein Stromver-

kaufsabkommen auf unbestimmte Zeit aus. 

Sie reagierte damit auf den Entscheid der 

NRG vom 21. März, die Entwicklung des 

Standorts STP zu verlangsamen, um der NRC 

und anderen Entscheidungsträgern Zeit zu 

geben, Lehren aus Fukushima zu ziehen. Die 

CPS besitzt derzeit 7,625% der geplanten 

Einheiten STP-3 und -4 und 40% von STP-1 

und -2. (M.A. nach NRG, Medienmitteilun-

gen, 21. März und 19. April, sowie CPS, 

Medienmitteilung, 21. März 2011)

USA: mehr Leistung für 

Kernkraftwerk Limerick …

Die amerikanische Nuclear Regulatory 

Commission (NRC) hat eine Leistungs-

erhöhung der Kernkraftwerksblöcke 

Limerick-1 und -2 um je 1,65% bewilligt. 

Die beiden Siedewassereinheiten der Exelon 

Generation Co. im Bundesstaat Pennsylvania 

sind seit 1985 beziehungsweise 1989 in Be-

trieb. Mit Genehmigung der NRC wird die 

elektrische Nettoleistung von je 1134 MW auf 

1153 MW erhöht. Die Exelon Generation Co. 

will die Leistungserhöhung in Limerick-1 bis 

Ende Juni 2011 abgeschlossen haben. In 

Limerick-2 soll dies drei Monate nach dem 

Brennelementwechsel vom Frühjahr 2011 

der Fall sein. (D.S. nach NRC, Medienmittei-

lung, 11. April 2011)
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Die vorbereitenden Arbeiten für die geplanten zwei Einheiten am Standort South Texas Project wurden 

bis auf Weiteres einstellt.

Foto: STPNC
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… und Point Beach

Die amerikanische Nuclear Regulatory 

Commission (NRC) hat eine Leistungs-

erhöhung der Kernkraftwerksblöcke 

Point-Beach-1 und -2 um je 17% bewilligt. 

Der Entscheid der NRC ermöglicht es der 

NextEra Energy Resources LLC, die elektri-

sche Nettoleistung ihrer beiden Druckwas-

serreaktorblöcke Point-Beach-1 und -2 von je 

etwa 510 MW auf rund 600 MW zu erhöhen. 

Die NextEra Energy Resources will die Leis-

tungserhöhung in Block 1 während des 

Brennelementwechsels im Herbst 2011 

durchführen. Bei Block 2 findet sie derzeit 

statt. Point-Beach-1 ist seit 1970 in Betrieb 

und Point-Beach-2 seit 1972. Ende 2005 hatte 

die NRC die Betriebsbewilligung der Anlage 

um zusätzliche 20 auf 60 Jahre verlängert 

(Bulletin 2/2006). (M.A. nach NRC, Medien-

mitteilung, 3. Mai 2011)

USA: weitere 20 Betriebsjahre 

für Palo Verde

Die amerikanische Nuclear Regulatory Com-

 mission (NRC) hat am 21. April 2011 die 

Betriebsbewilligung des Kernkraftwerks 

Palo Verde im Bundesstaat Arizona um 

20 zusätzliche Betriebsjahre verlängert.

Palo-Verde-1 (PWR, 1311 MW) kann laut 

NRC-Beschluss bis zum 1. Juni 2045 weiter-

betrieben werden, Palo-Verde-2 (PWR, 1314 

MW) bis zum 24. April 2046 und Palo-Ver-

de-3 (PWR, 1247 MW) bis zum 25. November 

2047. Damit verfügen bereits 66 der 104 ame-

rikanischen Kernkraftwerksblöcke über eine 

Bewilligung für 60 Betriebsjahre. (M.A. nach 

NRC, Medienmitteilung, 21. April 2011)

Kanada: ein weiteres Jahr 

für Point Lepreau

Die kanadische Nuclear Safety Commis-

sion (CNSC) hat die Betriebsbewilligung 

des Kernkraftwerks Point Lepreau um 

ein weiteres Jahr – das heisst bis zum 

30. Juni 2012 – verlängert.

Das Kernkraftwerk Point Lepreau (Candu, 635 

MW) war im März 2008 für Modernisierungs-

arbeiten abgeschaltet worden. Ursprünglich 

sollte die Anlage bereits 2009 wieder Strom 

erzeugen. Aufgrund von Problemen beim Er-

satz der Druckrohre im Moderatortank muss-

te die Wiederinbetriebnahme jedoch verscho-

ben werden. Die Hauptauftragnehmerin, die 

Atomic Energy of Canada Ltd., sieht vor, die 

Arbeiten im Mai 2012 abzuschliessen. 

Bevor die Betreiberin von Point Lepreau, die 

New Brunswick Power Corporation (NB 

Power), das Kernkraftwerk mit Brennstoff 

beladen darf, muss sie bei der CNSC eine 

Genehmigung einholen. (M.A. nach CNSC, 

Medienmitteilung, 6. April, und Entscheid, 

19. Januar, sowie NB Power, Medienmittei-

lung, 7. April 2011)

Die NRC hat dem Kernkraftwerk Point Beach eine 

weitere Leistungserhöhung bewilligt.

Foto: FPL
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Ensi: neue Vorgaben für 

noch mehr Sicherheit

Die neuen Erkenntnisse aus Japan stellen 

die Sicherheit der Kernkraftwerke in der 

Schweiz nicht grundsätzlich in Frage. 

Dies hat das Eidgenössische Nuklear-

sicherheitsinspektorat (Ensi) an einer Me-

dienkonferenz am 5. Mai 2011 in Brugg 

bestätigt. Gleichzeitig hat die Aufsichts-

behörde neue Vorgaben verfügt. Dem-

nach müssen die Betreiber nachweisen, 

dass ihre Anlagen für den Fall von extre-

men Naturereignissen beziehungsweise 

der Kombination von extremen Ereignis-

sen gewappnet sind, und wo nötig müs-

sen sie nachrüsten.

Nach einer ersten Sicherheitsüberprüfung 

der Schweizer Kernkraftwerke aufgrund der 

Ereignisse in Fukushima kommt das Ensi 

zum Schluss, dass in der Schweiz keines der 

Kernkraftwerke kurzfristig ausser Betrieb 

genommen werden muss. Eine unmittelbare 

Gefahr für die Bevölkerung bestehe nicht. 

Im Januar 2011 hatte das Ensi in seinem Jah-

resrückblick festgestellt, dass alle Kernkraft-

werke sicher betrieben werden. «Das gilt bis 

zum heutigen Tag, sonst hätten wir sofort 

eingegriffen», erklärte Ensi-Direktor Hans 

Wanner vor den Medien.

In der Schweiz ist die Gefährdung der Kern-

kraftwerke durch Naturereignisse in den 

letzten Jahren nach neuesten wissenschaft-

lichen Erkenntnissen neu beurteilt worden. 

Sie liegt im weltweiten Vergleich auf einem 

niedrigen bis mittleren Niveau. Extremereig-

nisse, die mit der Situation von Fukushima 

vergleichbar sind, treten laut Ensi in der 

Schweiz sehr selten auf. Die Gefährdung der 

Schweiz durch Erdbeben oder Hochwasser 

hat sich nicht verändert. Deshalb sind auch 

keine vorsorglichen Abschaltungen nötig. 

Die neuen Erkenntnisse aus Japan stellen 

die Sicherheit der Kernkraftwerke in der 

Schweiz laut Ensi zwar nicht grundsätzlich 

in Frage. Der Ablauf der Ereignisse in 

Fukushima bringe jedoch wichtige neue 

Hinweise zur weiteren Verbesserung der 

Sicherheit.

Externes Lager mit Notfallgerätschaften

Als Sofortmassnahme im Bereich des Notfall-

managements hatte das Ensi bereits am 

18. März angeordnet, dass jedes Kernkraft-

werk zur Bekämpfung von schweren Unfall-

abläufe bis zum 1. Juni 2011 Zugang zu einem 

externen Lager haben muss, in dem zusätz-

liche Sicherheitsausrüstungen bereitstehen. 

Aufgrund der beobachteten Schwierigkeiten 

in Japan empfiehlt das Ensi den zuständigen 

Bundesbehörden, dafür zu sorgen, dass bei 

schweren Unfällen künftig spezia lisierte 

Einheiten mit ihrem Personal und Material 

schnell zur Unterstützung der Betriebsmann-

schaft beigezogen werden können. 

Dreistufiges Vorgehen

Nach Ereignissen, die auf der internationalen 

Störfall-Bewertungsskala (Ines) der Stufe 2 

oder höher zugeordnet sind, muss die Sicher-

heit aller Kernkraftwerke neu überprüft wer-

den, insbesondere in Bezug auf die Ausser-

betriebnahmekriterien. Auch muss unter-

sucht werden, welche Lehren für die Schweiz 

zu ziehen sind. Das Vorgehen ist dreistufig, 

wobei die Betreiber gemäss Ensi drei Haupt-

fragen zu beantworten haben:

• Droht eine unmittelbare Gefahr? (Dies ist 

nicht Fall: siehe einleitender Abschnitt)

• Sind Kriterien erfüllt, welche eine vorläu-

fige Ausserbetriebnahme des Kernkraft-

werks nötig machen?

• Sind Massnahmen zur Verbesserung der 

Sicherheit notwendig?

Erste Resultate der Überprüfungen

Am 18. März 2011 hatte das Ensi die Betrei-

ber aufgefordert, die Kühlwasserversorgung, 

die Brennelementlagerbecken und die Küh-

lung dieser Becken aufgrund der Fukushima-

Erkentnisse bis zum 31. März 2011 zu über-

prüfen. Die Betreiber haben ihre Berichte 
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termingerecht eingereicht. Das Ensi hat 

die Eingaben überprüft und die folgenden 

Schwachstellen im Falle eines extremen 

Naturereignisses festgestellt: 

• KKW Beznau: Das Erdbebenverhalten des 

Brennelementlagergebäudes ist verbesse-

rungsbedürftig. Die Brennelementbecken-

kühlung ist nicht genügend vor Erdbeben 

und Überflutung geschützt. Die Notfall-

massnahmen zur Wiederherstellung der 

Kühlung nach Erdbeben oder Überflutung 

sind unvollständig. 

• KKW Gösgen: Der Füllstand und die Tem-

peratur des Brennelementlagerbeckens 

werden im Hauptkommandoraum ange-

zeigt, nicht aber im Notstandleitstand. 

• KKW Leibstadt: Der Füllstand und die 

Temperatur des Brennelementlager-

beckens werden im Hauptkommandoraum 

angezeigt, aber nicht störfallfest. Im Not-

standleitstand werden diese Messwerte 

nicht angezeigt. 

• KKW Mühleberg: Die Kühlmittelversor-

gung für das Notstandsystem weist keine 

Alternative zur Kühlwasserentnahme aus 

der Aare auf. Die Brennelementbecken-

kühlung ist nicht genügend vor Erdbeben 

und Überflutung geschützt. Die Notfall-

massnahmen zur Wiederherstellung der 

Kühlung nach Erdbeben oder Überflutung 

sind unvollständig. 

Diese Sachverhalte stellen keine unmittelba-

re Gefahr für die Bevölkerung dar und erfor-

dern deshalb keine vorläufige Ausserbetrieb-

nahme, betont das Ensi. Die Aufsichtsbehör-

de verlangt jedoch von allen Kernkraftwerken 

Massnahmenvorschläge sowie zusätzliche 

Nachweise zur Erdbeben- und Hochwasser-

sicherheit der Brennelementlagerbecken und 

zum Schutz der Brennelementlagerbecken 

vor Wasserstoffexplosionen. Die Betreiber 

müssen ihre Vorschläge bis zum 31. August 

2011 dem Ensi einreichen.

Drei Nachweise bis März 2012

Insgesamt fordert das Ensi von den Betrei-

bern drei Nachweise, die gestaffelt einzurei-

chen sind:

• Nachweis der Beherrschung des 10’000-

jährlichen Hochwassers bis zum 30. Juni 

2011

• Nachweis der Beherrschung des 10’000-

jährlichen Erdbebens bis zum 31. März 

2012

• Nachweis der Beherrschung der Kombina-

tion von Erdbeben und erdbebenbeding-

tem Versagen der Stauanlagen im Einfluss-

bereich des Kernkraftwerks bis zum 

31. März 2012

Die Betreiber müssen bis zu diesen Daten 

nachweisen, dass ein Schadensfall mit er-

höhter Strahlenbelastung ausgeschlossen 

werden kann. Wenn nicht, wird das Ensi die 

vorläufige Ausserbetriebnahme des entspre-

chenden Kraftwerks verfügen. Allfällige 

Nachrüstmassnahmen wären umzusetzen, 

während das Kernkraftwerk abgeschaltet 

ist.

Die wichtigsten Termine sind demnach der 

30. Juni 2011 und der 31. März 2012. Bis 

dann sind die Nachweise zu den Ausser-

betriebnahmekriterien einzureichen, die laut 

Ensi für den Weiterbetrieb der Kernkraft-

werke entscheidend sind. 

Internationale Einbindung

Nach Angaben des Ensi werden die Schwei-

zer Kernkraftwerke auch am «Stresstest» der 

EU teilnehmen, sobald dessen Kriterien vor-

liegen. Zudem werden das schweizerische 

Regelwerk und die Aufsichtspraxis Ende 

November 2011 von Experten der Interna-

tionalen Atomenergie-Organisation (IAEO) 

überprüft. 

Stellungnahmen der Betreiber

In ihrer Stellungnahme teilte die Axpo AG 

mit, dass das Kernkraftwerk Beznau die For-

derungen des Ensi termingerecht umsetzten 

werde. Auch die Kernkraftwerke Gösgen 

und Leibstadt werden gemäss Medienmittei-

lungen die neuen Vorgaben wie gefordert 

erfüllen. Die BKW FMB Energie AG hielt 

fest, dass sie ihre Vorschläge zur Nachrüs-

tung des Kernkraftwerks Mühleberg zeitge-
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recht einreichen werde, doch könnten vor 

der definitiven Festlegung der zu tätigenden 

Nachrüstungen noch keine Angaben zu 

deren Kosten gemacht werden. (M.S. nach 

Ensi, Medienkonferenz, sowie Axpo, BKW, 

KKG und KKL, Medienmitteilungen, 5. Mai 

2011)

Hinweis

Auf der Website des Ensi findet sich eine 

Zusammenstellung des aktuellen Stands der 

Abklärungen zum Unfall von Fukushima 

und Stand der Massnahmen und der vorzei-

tigen Sicherheitsüberprüfungen bei den 

schweizerischen Kernkraftwerken.

www.ensi.ch

Schweizer Kernmaterialbestände 

im Ausland 2010

Seit Inkrafttreten des Kernenergiegeset-

zes und der Safeguardsverordnung müs-

sen alle Kernmaterialbestände im Aus-

land, die sich in Schweizer Eigentum 

befinden, jährlich den Aufsichtsbehörden 

gemeldet werden. Nachdem diese Bestän-

de erstmals für das Jahr 2005 erfasst 

wurden, veröffentlichte das Bundesamt 

für Energie (BFE) am 18. April 2011 die 

Bestandszahlen für das Jahr 2010.

In der Schweiz sind nur die Betreiber von 

Kernanlagen im Eigentum von Kernmaterial 

im Ausland. Dieses Material befindet sich in 

Deutschland, Frankreich, Grossbritannien, 

Schweden und in den USA. Die Veränderun-

gen gegenüber dem Vorjahr ergeben sich aus 

der Beschaffung und Verarbeitung von 

Natururan zu Brennelementen; diese hängen 

von wirtschaftlichen und betrieblichen An-

forderungen ab. Die Wiederaufarbeitung der 

sich zurzeit im Ausland befindlichen abge-

brannten Brennelemente erfolgt zudem in 

verschiedenen Schritten, die sich über meh-

rere Jahre erstrecken und zu unterschied-

lichen Jahresbeständen der einzelnen Mate-

rialkategorien führen.

Das Plutonium befindet sich zum überwie-

genden Teil in den abgebrannten Brennele-

menten in den Wiederaufarbeitungsanlagen, 

das übrige Plutonium befindet sich in der 

Brennelementfertigung. (D.S. nach BFE, 

Medienmitteilung, 18. April 2011)

Plutonium (total)

Material Auslandbestände am 

31. Dezember 2009

Auslandbestände am 

31. Dezember 2010

Thorium 0 kg 0 kg

Abgereichertes Uran  

(U
235

 � 0,7%) 

14 kg 15 kg

Natururan 1’375’718 kg 1’545’181 kg

Schwach angereichertes Uran 

(0,7% � U 
235

  � 20%)
124’925 kg 204’908 kg

0 kg 0 kg

 

 

Hoch angereichertes Uran 

(U
235

 � 20%)

Wiederaufgearbeitetes Uran 186’571 kg 186’551 kg

1’347 kg 1’347 kg

Quelle: BFE, 2011 © 2011 Nuklearforum Schweiz
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Bundesrat lässt Notfallschutz 

bei Extremereignissen 

untersuchen

Der Bundesrat hat am 4. Mai 2011 be-

schlossen, eine interdepartementale Ar-

beitsgruppe zur Überprüfung der Notfall-

schutzmassnahmen bei Extremereignissen 

in der Schweiz (IDA Nomex) einzusetzen. 

In der Arbeitsgruppe sollen auch die 

Kantone mitarbeiten und die Aufgabe ist, 

im Lichte der Erfahrungen von Japan 

zu untersuchen, ob und welche neuen 

gesetzlichen und organisatorischen Not-

fallschutzmassnahmen ergriffen werden 

müssen. 

Aufgrund der ersten Erkenntnisse aus dem 

Ablauf des Reaktorunfalls in Fukushima und 

der von Rettungskräften und Notfallorgani-

sationen vor Ort durchgeführten Notfall-

massnahmen ergibt sich laut Bundesrat 

voraussichtlich auch Handlungsbedarf im 

Bereich des Notfallschutzes bei Extremereig-

nissen in der Schweiz. Die IDA Nomex mit 

Vertretern der Kantone sowie des Eidgenös-

sischen Departements für Umwelt, Verkehr, 

Energie und Kommunikation (Uvek), der 

Schweizerischen Bundeskanzlei (BK), des 

Eidgenössischen Departements des Innern 

(EDI), des Eidgenössischen Justiz- und Poli-

zeidepartements (EJPD) und des Eidgenössi-

schen Departements für Verteidigung, Bevöl-

kerungsschutz und Sport (VBS) werden dazu 

unter anderem die Notfallschutzverordnung 

und die ABCN-Einsatzverordnung (SR 520.17) 

aufgrund der Erfahrungen von Japan über-

prüfen.

Das Uvek wird dem Bundesrat bis Herbst 

2011 Bericht erstatten. Die Federführung 

und Koordination der Arbeitsgruppe liegt 

beim Bundesamt für Energie (BFE). Allfäl-

lige Gesetzes- und Verordnungsänderungen 

werden von den jeweils zuständigen Depar-

tementen zeitlich gestaffelt bis Mitte 2012 er-

arbeitet. (M.A. nach Uvek, Medienmitteilung, 

5. Mai 2011)

Supercomputer rückt 

Plasmaphysik auf den Leib

Das französische Commissariat à l’énergie 

atomique et aux énergies alternatives 

(CEA) und der ebenfalls französische 

Computerhersteller Bull SA haben einen 

Vertrag zur Lieferung eines Supercom-

puters unterzeichnet. Dieser wird im 

japanischen Rokkasho aufgebaut und der 

Fusionsforschung dienen. 

Der Supercomputer ist ein Meilenstein im 

Rahmen des bilateralen Programms «Erwei-

terter Ansatz» zwischen der Euratom und 

Japan (Bulletin 12/2006). Als privilegierte 

Partnerschaft ergänzt das Programm das Pro-

jekt des Internationalen Thermonuklearen 

Experimentalreaktors (Iter). Der europäische 

Beitrag wird über das europäische Gemein-

schaftsunternehmen Fusion for Energy (F4E) 

koordiniert. Den Supercomputer stellt Frank-

reich als freiwilligen Beitrag zum bilateralen 

Programm zur Verfügung. Er soll in Rok-

kasho aufgebaut werden und ab Januar 2012 

während fünf Jahren einer Gemeinde von 

über 1000 Fusionsforschern zur Verfügung 

stehen.  

Die Rechenleistung wird über einem Peta-

flop (1 Billiarden Fliesskommaoperationen 

pro Sekunde) liegen und der Computer da-

mit zu den leistungsstärksten der Welt ge-

hören. Die Speicherkapazität wird über 280 

Terabit betragen. (D.S. nach Fusion for 

Energy, Medienmitteilung, 14. April, und 

CEA, Medienmitteilung, 13. April 2011)
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NEA: Massnahmenkatalog 

für globale Versorgung mit 

Radioisotopen

Regierungen und Industrie müssen Mass-

nahmen für eine stabile globale Versor-

gung mit dem Radioisotop Molybdän-99 

(Mo-99) ergreifen, damit das für die Nuk-

learmedizin existentiell wichtige Tochter-

isotop Technetium-99-m (Tc-99-m) jeder-

zeit verfügbar bleibt. Dies fordern 

Experten der Kernenergieagentur NEA 

der OECD. 

Der Lenkungsausschuss Kernenergie der 

NEA ruft Länder und Industrien auf, grund-

legende Veränderungen anzustreben, um ge-

meinsam die globale Versorgung mit Mo-99 

sicherzustellen. Obwohl sich die Versor-

gungslage gegenwärtig stabilisiert habe, sei 

sie weiterhin anfällig, denn ein Grundprob-

lem – die unstabile Wirtschaftslage – bleibe 

bestehen, so die NEA-Experten in ihrer Me-

dienmitteilung vom 2. Mai 2011. Ein Mass-

nahmenpaket soll helfen, eine wirtschaftlich 

nachhaltige Versorgung mit dem wichtigen 

Radioisotop zu gewährleisten.

Die NEA-Experten verlangen von den Mo-

99-Produzenten volle Kostenwahrheit. Nur 

so werde in diesen Industriezweig auch fort-

laufend investiert. Marktteilnehmer und In-

teressensvertreter der Mo-99-Versorgungs-

kette sollen ausreichende Reservekapazi-

täten festlegen und auch finanzieren, um 

gegen unerwartete Versorgungsengpässe ge-

wappnet zu sein. Zudem sollen die betref-

fenden Regierungen weiterhin ihre wichtige 

Rolle bei der Aufrechterhaltung eines geeig-

neten Umfelds für sichere und effiziente 

Marktgeschäfte spielen. Ferner sollen die Re-

gierungen – wo technisch und ökonomisch 

möglich – die Produktion von Mo-99 aus 

schwach angereichertem Uran (LEU) unter-

stützen. Die Interessensvertreter der Versor-

gungskette müssten zudem über Länder-

grenzen hinweg zusammenarbeiten, um 

global einheitlich die Versorgungssicherheit 

zu gewährleisten. 

Die NEA High-level Group on the Security of 

Supply of Medical Radioisotopes (HLG-MR) 

hatte die Grundsätze des Massnahmenkata-

logs erarbeitet (Bulletin 3/2009) und wird 

weitere Empfehlung ausarbeiten. Die NEA 

warnt davor, dass Versorgungsengpässe zum 

Dauerzustand werden könnten, wenn der 

Massnahmenkatalog nicht umgesetzt werde. 

(D.S. nach NEA, Medienmitteilung, 2. Mai 

2011)

  

Siemens beendet Beteiligung 

an Areva NP 

Der Elektrokonzern Siemens AG ist be-

reits seit dem 18. März 2011 nicht mehr 

Anteilseigner am deutsch-französischen 

Joint Venture Areva NP. Dies hat ein Spre-

cher am 10. April 2011 bestätigt.

Ende Januar 2009 hatte die Siemens ange-

kündigt, sich bis spätestens zum 30. Januar 

2012 von der Areva NP zurückzuziehen und 

ihre Anteile an die Areva-Gruppe zu ver-

kaufen. Der unternehmerische Einfluss der 

Siemens als Minderheitsaktionärin sei zu 

gering gewesen, begründete damals die 

Siemens ihren Rückzug aus dem Gemein-

schaftsunternehmen (Bulletin 2/2009). Ein 

Siemens-Sprecher erklärte am 10. April 2011, 

die Areva NP habe den vorläufigen Kaufpreis 

von EUR 1,62 Mrd. (CHF 2,12 Mrd.) am 

18. März an die Siemens übertragen. Im Ge-

genzug habe die Siemens ihr Aktienpaket 

von 34% an die Areva überwiesen. Damit 

bestätigte er einen Bericht der deutschen 

Zeitung «Die Welt».

Ein von der Siemens AG und der Areva SA 

eingesetzter unabhängiger Gutachter hatte 

Mitte März 2011 den Wert der Siemens-Antei-

le an der Areva NP auf EUR 1,62 Mrd. festge-

legt. Ein noch laufendes Schiedsgerichtsver-

fahren wird laut Siemens unter anderem 

über einen möglichen Auf- oder Abschlag 

von bis zu 40% auf die von der Areva zu leis-

tende Zahlung entscheiden. Der Auf- oder 
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Abschlag hängt davon ab, ob das Gericht ei-

nen Vertragsbruch als erwiesen sieht und 

welche Seite dem Gericht zufolge die Schuld 

trägt. Beide Partner werfen sich gegenseitig 

einen Bruch der Vertragsbedingungen vor. 

(M.A. nach Die Welt, Ende einer Atom allianz, 

11. April 2011, und Siemens, Medienmittei-

lung, 15. März 2011)

Areva und Bulgarien verstärken 

Zusammenarbeit

Die französische Groupe Areva SA hat mit 

der staatlichen Bulgarian Energy Holding 

EAD (BEH EAD) eine Absichtserklärung 

zur Zusammenarbeit bei neuen Kern-

kraftwerksprojekten in Bulgarien unter-

zeichnet. 

Die Areva will als langjährige Partnerin Bul-

gariens einen verstärkten Beitrag zum Kern-

energieprogramm des Landes leisten sowie 

mithelfen, die Nutzung lokaler erneuerbarer 

Energien wie Sonne und Wind zu ent wickeln. 

Die Absichtserklärung sieht die Möglichkeit 

einer Zusammenarbeit bei neuen Kernkraft-

werksprojekten an den Standorten Kosloduj 

und Belene vor. Weitere potenzielle Arbeits-

bereiche sind das Brennstoffmanagement 

sowie die Kernenergiesicherheit.  

Zur BEH EAD gehören die bulgarische Natio-

nale Elektrizitätsgesellschaft (NEK EAD) so-

wie die Kernkraftwerksgesellschaft Kosloduj 

EAD. Diese betreibt die Einheiten Kosloduj-5 

und -6 (je 953 MW, PWR) – die einzigen noch 

in Betrieb stehenden Kernkraftwerksblöcke 

Bulgariens. Die Areva hat sich bereits mass-

geblich an Modernisierungsprojekten dieses 

Kernkraftwerks beteiligt wie auch an den ge-

genwärtig im Bau stehenden Einheiten Bele-

ne-1 und -2 (Bulletin 12/2008). Die Inbe-

triebnahme der neuen bulgarischen Werke 

ist für 2016 beziehungsweise 2017 vorge-

sehen. (D.S. nach Areva, Medienmitteilung, 

13. April 2011)

Joint Venture zur Zentrifugen-

Herstellung

Die United States Enrichment Corpora-

tion Inc. (Usec) und die Babcock & Wilcox 

Technical Services Group Inc. – eine Toch-

tergesellschaft der Babcock & Wilcox 

Company (B&W) – haben ein Gemein-

schaftsunternehmen gegründet. Es wird 

Zentrifugen für die Urananreicherungs-

anlage American Centrifuge Plant (ACP) 

der Usec in Piketon im amerikanischen 

Bundesstaat Ohio herstellen und montie-

ren.

Neben der Herstellung und Montage von 

Zentrifugen wird das American Centrifuge 

Manufacturing LLC (ACM) genannte Joint 

Venture Ersatzteile für die ACP liefern und 

deren Wartung übernehmen.

Die Gründung des ACM ist Teil der Abma-

chung von Ende Mai 2010, wonach die B&W 

und die Toshiba Corporation insgesamt USD 

200 Mio. (CHF 173 Mio.) in die ACP investie-

ren (Bulletin 10/2010). Sobald sich die Usec 

die nötigen finanziellen Mittel – darunter 

eine bedingte staatliche Darlehensgarantie 

des Department of Energy (DOE) in der 

Höhe von USD 2 Mrd. (CHF 1,7 Mrd.) – gesi-

chert hat, um den Bau der ACP zu vollenden, 

wird das ACM rund 600 Personen beschäf-

tigen. Laut Usec sollen etwa 11’500 Zentri-

fugen gebaut werden. (M.A. nach Usec und 

B&W, Medienmitteilungen, 3. Mai 2011)

Indien: Turbogeneratorgruppen 

für Kakrapar bestellt

Ein Konsortium der Bharat Heavy Electri-

cals Limited (BHEL) und der Alstom wird 

die Turbogeneratorgruppen für die bei-

den neuen indischen Kernkraftwerks-

einheiten Kakrapar-3 und -4 liefern.  ➜
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Die staatliche Betriebsgesellschaft Nuclear 

Power Corporation of India (NPCIL) wählte 

das BHEL-Alstom-Konsortium als Lieferant 

der Turbogeneratorgruppen. Der Gesamt-

wert der Lieferung beläuft sich auf INR 

16’000 Mio. (CHF 310 Mio.). Der Bau der 

beiden 700-MW-Druckschwerwasser-Reaktor-

blöcke (PHWR) indischer Bauart begann im 

November 2010 (Bulletin 12/2010). Sie sol-

len 2015 den kommerziellen Betrieb aufneh-

men und befinden sich 250 km nördlich von 

Mumbai. (D.S. nach BHEL, Medienmittei-

lung, 20. April 2011)

China: Brennelemente für 

Kernkraftwerk Fuqing

Die China Jianzhong Nuclear Fuel Co. 

(CJNF), eine Tochtergesellschaft der Chi-

na National Nuclear Group (CNNC), wird 

420 Brennelemente für das gegenwärtig 

im Bau stehende Kernkraftwerk Fuqing 

liefern. Der Vertrag mit der Fuqing Nuc-

lear Power Co. ist kürzlich unterzeichnet 

worden. 

Am Standort Fuqing in der Provinz Fujian an 

der Südostküste Chinas befinden sich drei 

Kernkraftwerksblöcke im Bau. Die Bauarbei-

ten für Fuqing-1 und -2 sind schon seit No-

vember 2008 beziehungsweise Juni 2009 im 

Gang (Bulletin 8/2009). Am 31. Dezember 

2010 haben die Bauarbeiten für die dritte 

Einheit offiziell begonnen, 2011 ist der Bau-

start für Fuqing-4 vorgesehen (Bulletin 

1/2011). Die Einheiten sollen im Oktober 

2013, August 2014, Juli 2015 und Mai 2016 in 

Betrieb gehen. Alle vier sind vom chine-

sischen Typ CPR-1000. 314 der bestellten 

Brennelemente sollen als Erstbeladung für 

die Einheiten 3 und 4 dienen, die restlichen 

106 Elemente für Brennelementwechsel in 

den Einheiten 1 und 2. (D.S. nach World 

Nuclear News, 13. April 2011)

Schweizer Stromverbrauch 2010 

um 4,0% gestiegen

Der Elektrizitätsverbrauch der Schweiz 

ist im Jahr 2010 um 4,0% auf 59,8 Mrd. 

kWh gestiegen. Die einheimischen Kraft-

werke erzeugten 66,3 Mrd. kWh oder 

0,4% weniger Strom als im Vorjahr. Der 

Atomstromanteil betrug 38,1%.

Der schweizerische Elektrizitätsverbrauch 

stieg im Jahr 2010 um 4,0% auf 59,8 Mrd. 

kWh (Endverbrauch: Landesverbrauch, nach 

Abzug von Übertragungs- und Verteilverlus-

ten). Mit Ausnahme des Monats Januar lag 

der Stromverbrauch der Schweiz in jedem 

Monat des Jahres 2010 zwischen 1,9% und 

6,8% über dem entsprechenden Vorjahres-

wert. Die höchste Zuwachsrate ergab sich im 

zweiten Quartal mit 6,2%, in den übrigen 

Quartalen stieg der Stromverbrauch gegen-

über dem Vorjahr um 2,0% (1. Quartal), 3,2% 

(3. Quartal) und 4,9% (4. Quartal). Durch 

den hohen Strombedarf und eine geringere 

inländische Produktion kam es im 2. und 3. 

Quartal im Vergleich zum Vorjahr zu einem 

deutlichen Rückgang des Exportüberschus-

ses. Dank einer höheren Produktion der 

Wasserkraftwerke musste im 4. Quartal trotz 

gestiegener Nachfrage weniger Strom impor-

tiert werden als im entsprechenden Vorjah-

resquartal.

Wichtige gesamtwirtschaftliche Treiber, die 

den Elektrizitätsverbrauch beeinflussen, sind 

das Wirtschaftswachstum und die Bevölke-

rungsentwicklung. Das Bruttoinlandprodukt 

(BIP) nahm laut dem Staatssekretariat für 

Wirtschaft (seco) 2010 um 2,6% zu. Für die 

Entwicklung der Wohnbevölkerung im Jahr 

2010 stehen vom Bundesamt für Statistik 

(BFS) noch keine Angaben zur Verfügung. 

Gemäss den Bevölkerungsszenarien 2010 

des BFS wäre die Bevölkerung («mittleres» 

Bevölkerungsszenario) im Jahre 2010 um 

rund 0,9% angewachsen. Die deutlich kältere 

Witterung, die eine Zunahme der Heizgrad-

tage um 12,7% gegenüber 2009 verursachte, 

trug ebenfalls zum höheren Stromverbrauch 

bei.  ➜
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Fünfthöchstes Produktionsergebnis

Die Elektrizitätsproduktion des schweizeri-

schen Kraftwerksparks sank 2010 um 0,4% 

auf 66,3 Mrd. kWh (vor Abzug des Ver-

brauchs der Speicherpumpen). Nach dem 

Rekordjahr 2001 ist dies das fünfthöchste je-

mals erzielte Produktionsergebnis. Im 1. und 

4. Quartal 2010 lag die Inlanderzeugung 

über (+ 2,3% und + 14,7%), im 2. und 3. Quar-

tal hingegen unter (-8,3% und -6,7%) den ent-

sprechenden Vorjahreswerten.

Die Wasserkraftanlagen erzeugten 0,8% 

mehr Elektrizität als im Vorjahr. Die Pro-

duktion der Laufkraftwerke nahm um 0,5% 

ab, diejenige der Speicherkraftwerke erhöh-

te sich um 1,9%. Die Produktion der Was-

serkraftwerke sank im Sommer 2010 um 

8,4% gegenüber dem Vorjahr. In den beiden 

Winterquartalen erhöhte sich die Produk-

tion der Wasserkraftwerke um 16,5%, wobei 

vor allem das 4. Quartal 2010 eine markant 

höhere Produktion als im Vorjahr verzeich-

nete (+ 30,7%). Die Produktion der Spei-

cherkraftwerke stieg im 4. Quartal sogar 

um 41,5%.

Produktionsrekord im 

Kernkraftwerk Mühleberg

Die Stromproduktion der fünf schweizeri-

schen Kernkraftwerke sank trotz eines neu-

en Produktionsrekords des Kernkraftwerks 

Mühleberg von 26,1 Mrd. kWh im Vorjahr 

auf 25,2 Mrd. kWh (-3,5%). Die Verfügbarkeit 

der schweizerischen Kernkraftwerke lag bei 

88,7% (2009: 92,4%).

Am gesamten Elektrizitätsaufkommen waren 

die Wasserkraftwerke zu 56,5%, die Kern-

kraftwerke zu 38,1% sowie die konven-

tionell-thermischen und anderen Anlagen zu 

5,4% beteiligt.

Importüberschuss im Jahre 2010

Während sechs Monaten des Jahres 2010 

überstieg die Landeserzeugung den Inland-

bedarf. Für das ganze Jahr ergab sich bei Im-

porten von 66,8 Mrd. kWh und Exporten von 

66,3 Mrd. kWh ein Importüberschuss von 0,5 

Mrd. kWh (2009: Exportüberschuss von 2,2 

Mrd. kWh). Damit verzeichnet die Schweiz 

zum dritten Mal nach 2005 und 2006 einen 

Importüberschuss. (M.A. nach BFE, Medien-

mitteilung, 13. April 2011)
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BKW-Strategie: Überprüfung 

eingeleitet

Die BKW FMB Energie AG (BKW) hat 

nach den Ereignissen in Japan die Über-

prüfung ihrer Unternehmensstrategie 

eingeleitet. Die Ergebnisse werden innert 

Jahresfrist erwartet.

Für die Überprüfung der Unternehmensstra-

tegie sollen gemäss BKW verschiedene Mög-

lichkeiten zum Ersatz des Kernkraftwerks 

Mühleberg mit unterschiedlichen Zeithori-

zonten aufgearbeitet und auf ihre Realisier-

barkeit und Finanzierbarkeit geprüft werden 

(Bulletin 4/2011). Für die BKW ist der Ersatz 

der bestehenden Kernkraftwerke «völlig 

offen», mit Bestimmtheit aber um Jahre 

verschoben. 

Besonders eingehen will die BKW auf die 

erneuerbaren Energien, die konventionell 

thermischen Produktionssysteme (Gaskraft-

werke) und künftige weiterentwickelte 

Technologien. Weiter soll der für die unter-

schiedlichen Varianten benötigte Ausbau 

des Stromnetzes evaluiert werden. Die Um-

setzung einer möglichst nachhaltigen inlän-

dischen Variante mit hohem Anteil an er-

neuerbaren Energien setzt gemäss BKW 

voraus, dass das Kernkraftwerk Mühleberg 

nicht vorzeitig ausser Betrieb genommen 

werden muss. Die BKW setzt deshalb alles 

daran, den heutigen guten Sicherheitsstan-

dard des Werks zu erhalten. (D.S. nach 

BKW, Medienmitteilung, 19. April 2011)

Exelon will Constellation Energy 

übernehmen

Der amerikanische Kernenergiekonzern 

Exelon Corporation will die Constellation 

Energy erwerben. Wie beide Firmen am 

28. April 2011 mitgeteilt haben, liegt 

der Kaufpreis bei USD 7,9 Mrd. (CHF 

6,9 Mrd.). Das Geschäft soll über einen 

Aktientausch abgewickelt werden.

Mit der Übernahme der Constellation durch 

die Exelon soll ein Unternehmen mit einem 

Wert von USD 52 Mrd. (CHF 45 Mrd.) ent-

stehen. Das Unternehmen wird den Namen 

Exelon behalten und der Firmensitz bleibt in 

Chicago.  ➜
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Die Exelon bietet den Constellation-Aktionä-

ren USD 38,59 (CHF 33,50) je Anteilsschein 

an, was einem Aufschlag von 12,5% im Ver-

gleich zum Schlusskurs vom 27. April 2011 

entspricht. Die Übernahme soll Anfang 2012 

abgeschlossen sein. Sie bedarf indessen 

noch der Genehmigungen der Generalver-

sammlungen der beiden Unternehmen und 

der verschiedenen zuständigen Staats- und 

Bundesbehörden.

Der Anteil der Exelon am amerikanischen 

Kernenergiemarkt beträgt etwa 20%. Sie be-

treibt 17 Kernkraftwerkseinheiten mit einer 

Gesamtleistung von knapp 26’000 MW in den 

Bundesstaaten Illinois, Pennsylvania und 

New Jersey. Rund 93% der gesamten Strom-

produktion der Exelon stammen von der 

Kernenergie. Die Constellation ihrerseits be-

sitzt fünf Blöcke in Maryland und New York 

mit einer Gesamtleistung von gut 1900 MW.

Mitte Januar 2011 hatte bereits die Duke 

Energy die Übernahme der Progress Energy 

für USD 13,7 Mrd. (CHF 11,9 Mrd.) angekün-

digt (E-Bulletin vom 14. Januar 2011). (M.A. 

nach Exelon und Constellation, gemeinsame 

Medienmitteilung, 28. April 2011)

Indien: Fabrik für Kernkraftwerks-

komponenten geplant

Das russische Unternehmen Atomener-

gomasch JSC und die in den Vereinigten 

Arabischen Emiraten (VAE) niedergelas-

sene Dodsal Group haben eine Absichts-

erklärung unterzeichnet. Sie wollen ge-

meinsam eine Fabrik für Kraftwerks-

komponenten in Indien bauen. 

Die in Dubai am 14. April 2011 unterzeichne-

te Absichtserklärung sieht die Zusammenar-

beit in der Produktion und im Vertrieb von 

Kraftwerkskomponenten für Kernkraftwer-

ke, thermische Kraftwerke sowie für die Öl- 

und Gasindustrie vor. Die Atomenergomasch, 

eine Tochtergesellschaft des staatlichen rus-

sischen Kernenergiekonzerns Rosatom, und 

die Dodsal Group wollen in Indien eine Fab-

rik bauen und mit der kommerziellen Pro-

duktion bereits im Frühjahr 2013 beginnen. 

Sie rechnen mit einer Erstinvestition von USD 

150 Mio. (CHF 134 Mio.). (D.S. nach World 

Nuclear News, 14. April 2011)

Mühleberg: keine vorsorgliche 

Abschaltung

In einer Zwischenverfügung vom 6. April 

2011 ist das Bundesverwaltungsgericht 

auf den Antrag, das Kernkraftwerk 

Mühle berg vorläufig sofort abzustellen, 

nicht eingetreten. 

Die Beschwerdeführer, welche die am 

21. Dezember 2009 erteilte unbefristete 

Betriebsbewilligung für das Kernkraftwerk 

Mühleberg bekämpfen (Bulletin 1/2009), 

hatten zehn Tage nach dem Reaktorunfall 

im japanischen Kernkraftwerk Fukushima-

Daiichi dem Bundesverwaltungsgericht ein 

Sistierungsgesuch übergeben. Am 31. März 

reichten sie zudem eine sogenannte Ergän-

zungseingabe ein, die in verschiedenen zu-

sätzlichen Anträgen verlangt, dass Mühle-

berg einstweilig sofort ausser Betrieb zu 

nehmen sei. Darauf ist der Instruktions-

richter in seiner Zwischenverfügung nicht 

eingetreten. Er begründete dies damit, dass 

ein solches Gesuch über den Anfechtungs- 

beziehungsweise Streitgegenstand des hän-

gigen Beschwerdeverfahrens hinausgehe. 

Zudem habe das Eidgenössische Nuklear-

sicherheitsinspektorat (Ensi) zwischen zeit-

lich «offenbar ein Verfahren zur Über-

prüfung der Kriterien für die vorläufige 

Ausserbetriebnahme von Kernkraftwerken» 

eingeleitet. 

Das Bundesverwaltungsgericht gab des 

Weiteren bekannt, dass es vom Ensi bis am 

8. April 2011 «im Sinne einer Zeitplanung 

Auskunft darüber verlangt, welche Ver fahren 

das Ensi eingeleitet hat, welche Abklärungen 

derzeit am Laufen sind und bis wann das 

Ensi voraussichtlich diese Verfahren abge-
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schlossen haben wird». Dazu stellt der In-

struktionsrichter ausdrücklich fest, dass «das 

Bundesverwaltungsgericht damit nicht eine 

materielle Einschätzung beziehungsweise 

aktualisierte Sicherheitsbeurteilung des 

AKW Mühleberg fordert». (M.A. nach Bun-

desverwaltungsgericht, Zwischenverfügung 

A-667/2010, 6. April 2011)

EnBW will keine Rechtsmittel 

einlegen

Die EnBW Energie Baden-Württemberg 

AG (EnBW) wird keine Rechtsmittel 

gegen die behördlichen Anordnungen 

auf vorübergehende Betriebseinstellung 

ihrer Kernkraftwerke Neckarwestheim-1 

und Philippsburg-1 für die Dauer von 

drei Monaten einlegen.

Die EnBW habe erhebliche Zweifel an der 

Rechtmässigkeit der Anordnungen und er-

leide durch den Stillstand der Kraftwerke 

deutliche Deckungsbeitragsverluste, schreibt 

das Unternehmen in seiner Stellungnahme: 

Grundlage für den Entscheid, keine Rechts-

mittel einzulegen, waren «allerdings nicht 

allein kurzfristige wirtschaftliche Nachteile, 

sondern auch der langfristige Erhalt der 

Kundenbeziehungen und die Akzeptanz des 

Unternehmens in der Gesellschaft und bei 

politischen Entscheidungsträgern.» Für eine 

zukunftsfähige Energieinfrastruktur sei die 

gesellschaftliche Akzeptanz grundsätzlich 

unabdingbar, ist sich die EnBW sicher. 

Aufgrund der Ereignisse in Japan hatte die 

deutsche Bundesregierung am 14. März 2011 

entschieden, die erst kürzlich beschlossene 

Verlängerung der Laufzeiten deutscher Kern-

kraftwerke für drei Monate auszusetzen 

(Bulletin 4/2011). Während dieses Morato-

riums sind diejenigen Einheiten abzustellen, 

die vor Ende 1980 den Betrieb aufgenommen 

haben. Im Gegensatz zur EnBW hat die RWE 

Power AG am 1. April 2011 beim zuständigen 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kassel 

Klage gegen die vorläufige Abschaltung 

ihres Kernkraftwerks Biblis-A eingereicht 

(Bulletin 4/2011). (D.S. nach EnBW, Medien-

mitteilung, 13. April 2011)

Erneuter Antrag auf Schliessung 

von Fessenheim

Der Trinationale Atomschutzverbands 

(Tras) hat von der französischen Regie-

rung erneut die Schliessung des franzö-

sischen Kernkraftwerks Fessenheim aus 

Gründen der Sicherheit gefordert. 

Der Tras war bereits im Juli 2008 mit einem 

Schliessungsbegehren an die französische 

Regierung gelangt. Das Verwaltungsgericht 

in Strassburg hatte die Klage des Tras auf 

sofortige Stilllegung am 9. März 2011 abge-

wiesen (E-Bulletin vom 21. März 2011). Der 

neue Antrag vom 19. April 2011 verlangt eine 

Neubeurteilung der Situation aufgrund der 

Ereignisse im japanischen Fukushima. 

Die Betreiber würden die kumulierten Risi-

ken von Erdbeben, Nachbeben sowie Damm-

bruch des Rheinseitenkanals unterschätzen, 

ist sich der Tras sicher. 

Zuvor hatten der Stadtbasler Grosse Rat 

(E-Bulletin vom 11. April 2011) und der 

Strassburger Stadtrat (E-Bulletin vom 

15. April 2011) sowie die Regierungen der 

beiden Basel und des Kantons Jura (Bulletin 

4/2012) die Schliessung von Fessenheim ge-

fordert. (M.A. nach Tras, Medienmitteilung, 

19. April 2011)
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Berichte

Der folgende Bericht beruht auf teilweise un-

gesicherten Daten und Rekonstruktionen 

von verschiedenen Quellen. Er beschränkt 

sich auf rein technische Aspekte der Ereig-

nisse im Kernkraftwerk Fukushima-Daiichi. 

Die Unfallabläufe in den einzelnen Reakto-

ren sind aus Simulationen und Risikostudien 

bekannt. Ob sie sich wirklich so zugetragen 

haben und wie gross das Schadensausmass 

ist, kann erst nach einer abschliessenden 

Analyse mit Sicherheit gesagt werden.

Viertgrösstes Beben seit 1000 Jahren

Am 11. März 2011 kam es um 14.46 Uhr Orts-

zeit rund 80 km vor der Nordostküste der ja-

panischen Hauptinsel Honshu in einer Tiefe 

von 32 km zu einem gewaltigen Seebeben. 

Mit einer Magnitude von 9,0 gilt es als das 

weltweit viertstärkste seit über 1000 Jahren. 

Als unmittelbare Folge löste es Sekunden da-

nach in insgesamt elf japanischen Kernkraft-

werksblöcken automatische Schnellabschal-

tungen aus. In Onagawa (Distanz zum Epi-

zentrum rund 80 km) waren zu diesem 

Zeitpunkt alle drei Siedewasserreaktoren 

(BWR) der Tohoku Electric Power Company 

in Betrieb und fuhren automatisch herunter. 

In Fukushima-Daiichi (Fukushima I) – rund 

150 km südwestlich des Epizentrums – be-

fanden sich drei der sechs Reaktoren (eben-

falls BWR) der Tokyo Electric Company 

(Tepco) im Wartungsstillstand (Blöcke 4, 5 

und 6). Die anderen drei fuhren automatisch 

herunter. Die vier BWR im Schwesterwerk 

Fukushima-Daini (Fukushima II) – rund 

10 km weiter südlich – kamen alle automa-

tisch zum Stillstand, ebenso der BWR Tokai 

der Japan Atomic Power Company rund 

260 km südwestlich des Epizentrums. Neben 

den elf Reaktoren gingen zahlreiche Gas-, 

Kohle und Wasserkraftwerke vom Netz, das 

in grossen Gebieten zusammenbrach. 

In Fukushima-Daiichi fielen wegen des Be-

bens alle drei externen Stromversorgungen 

aus. Zu diesem Zeitpunkt waren alle betrof-

fenen Reaktoren grösstenteils noch unbe-

schädigt und die dieselbetriebenen Notkühl-

systeme waren automatisch angelaufen. Die 

Wärmeerzeugung durch Kernspaltung war 

planmässig angehalten. Alle sicherheitstech-

nisch nicht erforderlichen Zu- und Ableitun-

gen zu den Primärcontainments waren ver-

schlossen und diese damit abgedichtet. Nach 

einer Schnellabschaltung erbringt ein Kern-

reaktor aufgrund des radioaktiven Zerfalls 

der Spaltprodukte in den Brennelementen 

noch etwa 6% der Wärmeleistung im Nor-

malbetrieb, einen Tag später noch rund 1% 

und nach fünf Tagen etwa 0,5%. Vorausge-

setzt, der Reaktorkern kann wie vorgesehen 

gekühlt werden, verursacht diese Nachzer-

fallswärme keine Probleme.

Tsunami mit 14-Meter-Wellen

Das Beben vom 11. März löste indessen 

einen Tsunami (japanisch für «Hafenwelle») 

aus. Dieser traf um 15.41 Uhr Ortszeit mit ei-

ner Höhe von bis zu 14 Metern auf das Kern-

kraftwerk Fukushima-Daiichi, das unmittel-

bar an der Küste rund 10 m über dem Meeres-

spiegel liegt. Da die Schutzmassnahmen 

gegen Überflutung auf eine maximale

Wellenhöhe von nur 5,7 m ausgelegt sind, 

überschwemmte der Tsunami die Blöcke 1, 

2, 3 und 4 bis auf eine Höhe von rund 5 m. 

Bei den etwas höher gelegenen Blöcken 5 

und 6 erreichte der Wasserstand rund einen 

Die Ereignisse in Fukushima-Daiichi

Das Seebeben vom 11. März 2011 vor der japanischen Nordostküste und der anschlies-

sende Tsunami standen am Anfang eines schwerwiegenden Unfalls im Kernkraft werk 

Fukushima-Daiichi: Notkühlsysteme fielen aus, es gab mehrere Wasserstoffexplo-

sionen und bedeutende Mengen radioaktiver Stoffe gelangten in die Umwelt. Drei 

Reaktorblöcke und ein Brennelement-Abklingbecken müssen bis auf Weiteres extern 

gekühlt werden. 



33

B
u

ll
e

ti
n

 N
u

k
le

a
r
fo

ru
m

 S
c

h
w

e
iz

 5
 / 

2
0
11

Meter. Die zur Kühlung dienenden Meerwas-

serpumpen bei den Wassereinlasskanälen 

wurden komplett überflutet, ebenso die Not-

stromdiesel in den Turbinengebäuden zwi-

schen den Reaktoren und der Uferlinie. Zur 

Überflutung der Dieselgeneratoren kam es 

vermutlich deshalb, weil Wasser über unter-

irdische Schächte in die Turbinengebäude 

eindrang. Alle sechs Blöcke sind mit je zwei 

Dieselgeneratoren ausgerüstet, Block 6 zu-

sätzlich mit einem luftgekühlten Aggregat. 

Für den Versagensfall der Dieselgeneratoren 

verfügen die Fukushima-Daiichi-Einheiten 

2– 6 über eine Vorrichtung, die mit dampfbe-

triebenen Pumpen Wasser aus der Konden-

sationskammer des Primärcontainment – der 

Wetwell – in das Reaktordruckgefäss pumpt 

und dieses damit abkühlt oder zumindest ei-

nen Anstieg der Temperatur verhindert. Die-

ser Prozess ist trotz Dampfantrieb auf Strom 

angewiesen. Im Fall der Fukushima-Daiichi-

Einheiten 2– 6 stammt dieser aus Batterien. 

Die Temperatur in der Kondensationskam-

mer muss unter 100° C liegen, damit das Sys-

tem funktioniert. 

Ausfall der Notkühlung

Am 11. März um 16.36 Uhr fiel die elektrisch 

betriebene Notkühlpumpe von Block 1 aus, 

weil die Batterien leer waren. Am 13. März 

gegen 03.00 Uhr versagte auch die dampf-

betriebene Notkühlpumpe in Block 3 nach 

Erschöpfung der Batterien für den Steuer-

strom. Die Pumpe in Block 2 erlitt am 

14. März um 13.25 Uhr einen Schaden. 

Nach dem Wegfall jeglicher Kühlung bringt 

die Nachzerfallswärme das Wasser im Reak-

tordruckgefäss zum Verdampfen. Mit zuneh-

mender Verdampfung steigt der Druck im 

Druckgefäss, was zu einer automatischen 

Druckentlastung in die Wetwell führte. Je 

mehr Wasser verdampft, desto weiter ragen 

die Brennelemente aus dem Wasser. Wenn 

Brennelemente des Fukushima-Typs noch 

etwa zu einem Drittel von Wasser bedeckt 

sind, steigt die Temperatur an der Ober-

fläche der Brennstäbe auf rund 900° C und 

die Hüllrohre beginnen, Schaden zu neh-

men. Bei etwa 1200° C setzt eine chemische 

BERICHTE

Reaktorgebäude von Block 3: die blaue Linie an der Wand zeigt die Höhe 

der Überflutung.

Foto: Tepco
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Reaktion der Zirkonlegierung, aus der die 

Hüllrohre bestehen, mit Wasserdampf ein. 

Bei dieser exothermen Reaktion oxidiert der 

Sauerstoff aus dem Wasser das Zirkon, die 

Temperatur steigt weiter an und es entsteht 

freies Wasserstoffgas. Dieses kann aus dem 

Druckgefäss über die Wetwell in die Drywell 

des Primärcontainment und von dort in das 

Reaktorgebäude gelangen, wo es zusammen 

mit dem Luftsauerstoff hochexplosives Knall-

gas bilden kann. Im Fall der Blöcke 1, 2 und 

3 von Fukushima-Daiichi wurden die Con-

tainments zu einer Art Dampfkochtöpfe. Der 

Druck darin stieg auf bis zu 8 bar an. Ausge-

legt sind sie auf maximal 5 bar. 

Druckentlastungen und dann 

Wasserstoffexplosionen

Die Einsatzkräfte der Tepco führten am 

12. und 13. März mit dem Einverständnis der 

nuklearen Aufsichtsbehörde Nuclear and In-

dustrial Safety Agency (Nisa) bei allen drei 

Blöcken kontrollierte Druckentlastungen 

durch, um grössere Schäden an den Contain-

ments zu verhüten. Dadurch sank der Druck 

in ihrem Innern auf unter 4 bar. Ein Nachteil 

dieser Massnahme war, dass radioaktive 

Substanzen aus dem Containment ins Freie 

entwichen und die Wasserstoffkonzentration 

in den Reaktorgebäuden anstieg. Beim Block 

1 kam es in der Folge am 12. März und bei 

Block 3 am 14. März zu einer Wasserstoff-

explosion auf den Service-Geschossen ober-

halb der Containments mit schweren Schä-

den an den Aussenhüllen der Reaktorgebäu-

de. Die verstärkten Betonkonstruktionen um 

die Reaktoren selbst hielten stand. In Block 

2 ereignete sich am 15. März eine kleinere 

Explosion, welche die Reaktorhalle nicht we-

sentlich beschädigte, jedoch das Primärcon-

tainment beschädigte, sodass erhebliche 

Mengen radioaktiver Stoffe austraten. 

Block 4 war zum Zeitpunkt der Naturkatast-

rophe in Revision und sämtliche 1331 Brenn-

elemente befanden sich im Abklingbecken. 

Dieses war somit zu über 80% mit bestrahl-

tem Brennstoff gefüllt. Dadurch entwickelte 

sich eine hohe Nachwärme. Da auch hier 

die Kühlwasserzufuhr unterbrochen war, ver-

dampfte das Beckenwasser und die oberen 

Enden der Brennelemente lagen nach weni-

gen Tagen trocken. Brennstabstrukturen bra-

chen auseinander und ein Teil des Brenn-

stoffs schmolz. Ebenfalls am 15. März kam es 

im Bereich des Abklingbeckens zu einem 

Brand und vermutlich zu einer Explosion, 

welche die Reaktorgebäudehülle beschädigte. 

Wegen der Gebäudeschäden konnten die ra-

dioaktiven Stoffe aus den Blöcken 1, 3 und 4 

praktisch ungehindert in die Umgebung ge-

langen. Noch mehr radioaktive Stoffe traten 

aus, als vom 15. März an wegen ungenügen-

der Kühlung das Wasser nicht nur im Brenn-

elementlagerbecken des Blocks 4, sondern 

auch im Block 3 zu sieden begann und die 

dort gelagerten Brennelemente ebenfalls 

Schäden erlitten.

Die Blöcke 5 und 6 befanden sich am 11. März 

ebenfalls im Revisionsstillstand. Hier be-

fanden sich Brennelemente sowohl in den Ab-

klingbecken als auch in den Reaktoren, und 

die Temperaturen in den Becken und Reak-

toren stiegen vorübergehend an. Doch konnte 

ein Dieselgenerator und damit die Kühlung 

ab dem 20. März wieder in Betrieb gesetzt 

werden, bevor die Lage eskalierte. 

Technische Ereignisbewältigung

Um die Reaktoren und Abklingbecken zu 

kühlen, entschied sich die Tepco, Wasser in 

die Reaktorsysteme zu pumpen sowie die 

Containments und Abklingbecken von 

aussen zu besprühen. Doch stand dafür zu-

nächst nur Meerwasser zur Verfügung. Bei 

Block 1 wurde am Abend des 12. März damit 

begonnen, nachdem die Wasserzufuhr zum 

Reaktor während etwa 28 Stunden unterbro-

chen gewesen war. In dieser Zeit erreichte 

der Reaktorkern zeitweise Temperaturen um 

die 2700° C. Dies reicht zum Aufschmelzen 

des Reaktorkerns und zur Bildung einer lava-

artigen Masse – des sogenannten Coriums – 

unten im Reaktordruckgefäss. Block 2 wurde 

ab dem Abend des 14. März nach etwa drei 

Stunden ohne Kühlung mit Meerwasser ge-

kühlt. Hier erreichte die geschätzte Höchst-

temperatur rund 2500° C, wodurch die ein-

BERICHTE
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zelnen Brennstäbe auseinanderbrachen. 

Block 3 war ungefähr acht Stunden ohne 

Kühlung geblieben, bis am 13. März kurz 

nach Mittag die Einspeisung von Meerwasser 

begann. Hier lag die Höchsttemperatur bei 

geschätzten 1800° C, was das Schmelzen der 

Edelstahl- und Metallteile der Brennelement-

strukturen zur Folge hatte. Auch das Ab-

klingbecken von Block 4 wurde mit Meer-

wasser gekühlt. Ab dem 22. März kam dafür 

ein Spritzbetonfahrzeug zum Einsatz. 

Süsswasser statt Meerwasser

Das Einfüllen von Meerwasser in die Reak-

toren führt auf den Brennelementen zu Salz-

ablagerungen, welche die Wärmeabfuhr zu-

sätzlich hemmen. Deshalb stellten die Ein-

satzkräfte bei der Kühlung der Reaktoren 1 

bis 3 auf Süsswasser um, sobald es vom 

25. März an verfügbar war. Ab dem 1. April 

wurde ausserdem zur Kühlung der Lager-

becken für ausgediente Brennelemente in 

den Reaktorabklingbecken und im zentralen 

Zwischenlager ausschliesslich Süsswasser 

verwendet. 

Parallel zu den Kühlmassnahmen arbeiteten 

die Tepco-Angestellten an der Wiederin-

standstellung der externen Stromversorgung. 

Am 20. März konnte das Kernkraftwerk mit 

dem Stromnetz verbunden werden, und am 

2. April waren alle sechs Blöcke wieder ex-

tern mit Strom versorgt. Jetzt konnten die 

mobilen Feuerwehrpumpen, die bis dahin 

Wasser in die Reaktoren befördert hatten, 

durch elektrische Pumpen ersetzt werden. 

Die Schäden infolge der Überflutung ver-

unmöglichten hingegen die Inbetriebnahme 

der reaktoreigenen Pumpmittel. 

Beim Besprühen der Reaktoren und Lager-

becken flossen grössere Mengen Wasser zu-

sammen mit freigesetzten radioaktiven Stof-

fen in die Untergeschosse der Reaktor- und 

Maschinengebäude, wo sie sich sammelten. 

Durch das Erdbeben entstandene Risse und 

Lecks gelangten von dort erhebliche Mengen 

hochaktives Wasser über Schächte und Ka-

näle ins Meer. Das grösste Leck in einem 

Schacht bei Block 2, durch das hochaktives 

Wasser ausfloss, konnte am 6. April – nach 

vier Tagen Suche – abgedichtet werden.  ➜

Der weitgehend unbeschädigte Kontrollraum von Block 3 am 22. März 2011.

Foto: Tepco

BERICHTE
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Aktueller Stand

Zurzeit wird im Fukushima-Daiichi hochakti-

ves Wasser, das sich in den Untergeschossen 

und Turbinengebäuden der Blöcke 1 bis 3 an-

gesammelt hatte, in andere Anlagenteile ge-

pumpt, um es bis zur Dekontamination zu la-

gern. Dies soll den Zugang zu den Reaktoren 

für Instandsetzungsarbeiten ermöglichen. 

Auch das beschädigte Containment von Block 

2 muss repariert werden, bevor die regulären 

Kühlsysteme wiederhergestellt werden kön-

nen. In das Containment von Block 1 wird 

seit dem 6. April Stickstoffgas gepumpt, um 

weitere Wasserstoffexplosionen zu vermei-

den. Bei Redaktionsschluss am 4. Mai 2011 

waren diese Massnahmen noch im Gang.

Ausblick

Wann die Anlage inspiziert und ein umfäng-

liches Bild der Schadenslage gemacht wer-

den kann, ist noch nicht absehbar. Die Tepco 

hat einen Massnahmenplan veröffentlicht, 

der sich über sechs Monate erstreckt. 

Es darf indessen jetzt schon davon ausge-

gangen werden, dass die Erdbebenschutz-

massnahmen ausreichten, und zwar bei ei-

nem Beben, dessen Stärke die Auslegungs-

beschleunigungen um bis zu 25% übertraf. 

Die umfassenden Schäden, die eine recht-

zeitige und ausreichende Kühlung der 

Brennelemente in den Reaktoren und Lager-

becken verunmöglichten, waren mit grös-

ster Wahrscheinlichkeit allein eine Folge des 

Tsunamis. 

Die Überflutungsschutzmassnahmen in 

Fukushima-Daiichi waren auf eine Wellen-

höhe von 5,7 m ausgelegt, die tatsächliche 

Wellenhöhe erreichte 14 m. (M.Re. nach VGB 

Powertech: «Earthquake and Tsunami in 

Japan on March 11, 2011 and Consequences 

for Fukushima and other Nuclear Power 

Plants», und Eidgenössisches Nuklearsicher-

heitsinspektorat, Bericht, 5. Mai 2011, sowie 

verschiedenen Medienmitteilungen der 

Tepco, der Nisa und Meldungen des Japan 

Atomic Industrial Forum, der Kyodo News 

und der NHK World)

BERICHTE
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Aus den Augen – aus 

dem Sinn: Am 20. 

April 2011 jährte sich 

die global grösste Öl-

katastrophe am Golf 

von Mexiko zum ers-

ten Mal. Doch die 

wenigsten Medien 

und Mediennutzer in-

teressierten sich da-

für. Dabei machte die 

Deepwater Horizon deutlich, wie verletzlich 

die Erde und ihre Bewohner heute sind. 6,93 

Mrd. Menschen leben auf diesem Planeten – 

das sind sieben Mal mehr als vor 200 Jahren. 

Und wie unschwer festzustellen ist, hat sich 

zumindest in der westlichen Welt der Lebens-

standard exponentiell verbessert.

Es folgte knapp ein Jahr später die Tragödie 

in Fukushima: Bereits heute lässt sich sagen, 

dass kein anderes Ereignis in den vergange-

nen Jahren in derart kurzer Zeit so viele 

Menschen in den Bann gezogen hat. Letzt-

mals war dies am 11. September 2001 nach 

den Terroranschlägen auf das World Trade 

Center in New York der Fall. 

Das Interesse des Publikums ist einerseits 

über Einschaltquoten der verschiedenen 

Fernsehstationen messbar. Andererseits lässt 

die Statistik der Internetzugriffe Rückschlüs-

se auf die Aufmerksamkeit der Mediennutzer 

zu. So waren die Zugriffe auf die Website 

CNN.com in den Tagen nach der Katastrophe 

in Japan doppelt so hoch wie davor. Die 

Kumulation der Ereignisse – Erdbeben, 

Tsunami, Reaktorunglück – führte zu einer 

unheimlichen Dramaturgie. 

Weitere Analysen verdeutlichen die enorme 

Tendenz der Aufschaukelung und des Rück-

falls. Am 11. März 2011 wurde das höchste 

Interesse der Internetnutzer für Fukushima 

gemessen. Indexiert man diesen Wert mit 

100 Punkten, so lag das globale Interesse 

sechs Wochen danach auf 6 Punkten; das 

entspricht folglich einem Rückgang von 

94%. 

Erwartungsgemäss bleibt das Ereignis länger 

in der Agenda eines Mediennutzers, je näher 

er sich dem Epizentrum befindet. Sechs 

Wochen nach der Katastrophe beträgt der In-

dex in Japan noch 18 Punkte, in China 11 

Punkte und in Russland 8 Punkte. Erstaun-

lich hoch blieb das Interesse in Frankreich 

mit 12 Indexpunkten. Auf vergleichbar tie-

fem Niveau bewegt sich nach sechs Wochen 

das Interesse in Grossbritannien (5 Punkte), 

der Schweiz (5 Punkte), Indien (4 Punkte) 

und Deutschland (2 Punkte).  ➜

Kolumne

Deepwater Horizon, Tsunami und Fukushima – Exponentieller 

Auf- und Abbau der Aufmerksamkeit

Kaum ein anderes Grossereignis hat so viele Menschen in den Bann gezogen, wie 

die tragische Kadenz der Umweltkatastrophen im März 2011 in Japan. Das globale 

Interesse der Mediennutzer war allerdings nur von kurzer Dauer, wie folgende Analy-

sen zeigen.
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Globale Google-Abfrage nach «Fukushima»
Maximum am 11. März 2011 mit 100 Indexpunkten

Quelle: Hans Peter Arnold© 2011 Nuklearforum Schweiz
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Vergleiche mit der Ölkatastrophe am Golf 

von Mexiko zeigen folgende Gemeinsamkei-

ten und Unterschiede: Das globale Interesse 

für Fukushima lag in der Spitze über 300% 

höher als für Deepwater Horizon im Früh-

jahr 2010. Zwar waren auch im Katastro-

phenfall Deepwater Horizon Sättigungs-

tendenzen der Mediennutzer klar ersichtlich, 

doch baute sich das Interesse langsamer ab 

als im Fall von Fukushima.

Lesen Sie den ausführlichen Bericht mit wei-

terführenden Links auf www.nuklearforum.ch 

oder www.ebulletin.ch.
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Hoppla!

Skandal: Präsident des Ensi-Rates hat Beratungsmandat 

für Ökostrom-Firma

Der Vorwurf der Lüge und der Befangenheit gegen die sogenannte «Atomlobby» ist schon 

längst zur Konstante geworden. Dass dieser Vorwurf in der aktuell sehr hitzigen Diskussion 

um die Nutzung der Kernenergie noch schriller vorgetragen wird als in «Friedenszeiten», 

überrascht gar nicht. Zu denken geben sollte jedoch die Dimension, die diese Beschuldigun-

gen im Licht von Fukushima erreicht hat. Will man den Gegnern der Kernenergie glauben, 

lügt dieser Tage jeder, der auch nur ein vernünftiges Wort über die zukünftige Stromver-

sorgung unseres Landes von sich gibt. Selbst Bundesämter und ihre Fachstellen, ja sogar 

Bundesrätinnen, müssen sich öffentliche Vorwürfe der Heuchelei und Korruption gefallen 

lassen.

Man kann gut und gerne sagen, dass solche Diffamierungen zur Taktik ideologisch motivier-

ter Kreise gehören. Jüngstes Opfer ist der Präsident des Ensi-Rates, Peter Hufschmied, der 

unlängst in den Ausstand getreten ist. Die Grünen Schweiz forderten am 1. Mai 2011 per 

Medienmitteilung offiziell seinen Rücktritt. Selbstverständlich ist auch Greenpeace der Mei-

nung, das Ensi sei befangen und dürfe keinesfalls beim Entschied über den Weiterbetrieb 

unserer Kernkraftwerke mitreden. Hufschmied wurde angelastet, dass er im Verwaltungsrat 

der Tropenhaus Frutigen AG sitzt, die unter anderem von der BKW gesponsert wird. Mehr 

noch, Hufschmied hatte sogar ein Beratungsmandat für eine BKW-Tochterfirma. Dass es sich 

bei dieser Tochterfirma um die Ökostrom-Unternehmung sol-E suisse handelt, und dass es 

auch beim Tropenhaus Frutigen um erneuerbare Energien geht, war den Inquisitoren offen-

sichtlich egal. Neben Hufschmieds Rücktritt forderten sie Zweitmeinungen bei der Sicherheit 

von KKW – also die Schaffung eines seit 1960 bestehenden Aufsichtsorganes, der ehema-

ligen Kommission für die Sicherheit von Kernanlagen (KSA) und heutigen Eidgenössischen 

Kommission für nukleare Sicherheit (KNS). 

Im gleichen Atemzug schossen die scheinbar allwissenden Kernenergiegegner gegen ETH-

Professor Horst-Michael Prasser. Er sitzt ebenfalls im Ensi-Rat. Prasser kann gemäss dem 

Weltbild der Jungen Grünen unmöglich objektiv über KKW urteilen, da sein Lehrstuhl von 

der Nuklearbranche finanziert wird. Die Jungen Grünen forderten per Medienmitteilung 

vom 3. Mai, dass Prasser seinem Präsidenten unverzüglich folgt, nachdem dieser in den Aus-

stand getreten war – was sie übrigens dreist und unverfroren als Schuldeingeständnis werte-

ten. Dass Lehrstühle an Hochschulen von entsprechenden Industriezweigen gefördert und 

mitfinanziert werden, ist indessen Gang und Gäbe. Wie viel Geld in anderen Bereichen – 

zum Beispiel bei den erneuerbaren Energien – von der Industrie in die Hochschulen fliesst, 

wird selten bis nie öffentlich thematisiert.

Friedrich Nietzsche sagte einmal: «Überzeugungen sind gefährlichere Feinde der Wahrheit 

als Lügen.» (M.Re.)
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Jahresversammlung 
des Nuklearforums 
Am 5. Mai 2011 fand die erfolgreiche 

Jahresversammlung «Kernenergie: eine 

Glaubensfrage?» im Hotel Bellevue 

Palace in Bern statt.

Foto: Nuklearforum Schweiz, Thai Christen

Japan-Update 
Informieren Sie sich über den aktuellen 

Stand der Geschehnisse in den Nuklear-

anlagen in Japan nach dem schweren Erd-

beben und Tsunami vom 11. März 2011.

Forums-Treff

Am Donnerstag, 23. Juni 2011 findet im 

Widder Hotel in Zürich der zweite Forums-

Treff des Nuklearforums Schweiz im Jahr 

2011 statt. Anlässlich des Forums-Treffs 

wird Dr. Stefan Lüders, Computer Security 

Officer am Cern, in seinem Referat 

«(Keine) Sicherheit in der Automatisie-

rung?!» einen Schwerpunkt auf Computer-

sicherheit von Kontrollsystemen legen. 

Dabei wird er die Lehren aus der Ver-

gangenheit ziehen sowie die Implemen-

tierung am Cern vorstellen.

Foto: Cern

Dossier: Vorstösse zur 
Kernenergie
Im Hinblick auf die ausserordentliche 

Session zur Kernenergie in der Sommer-

session 2011 der Eidgenössischen Räte 

wurden wiederum zahlreiche parlamen-

tarische Vorstösse zur Kernenergie ein-

gereicht, besonders solche in Bezug 

auf die Ereignisse in Japan. Sie finden 

diese nach Themen sortiert in unserem 

neuen Dossier.

Foto: Parlamentsdienste

SGK-Apéro 
Am 5. Juli findet im Bahnhofsbuffet 

Olten der nächste SGK-Apéro der 

«Wissen»-schaf(f)t! statt.

Online-Agenda
Auf dieser Bulletinseite fanden Sie bis 

anhin eine Übersicht über Konferenzen im 

Nuklearbereich. Diese finden Sie neu nur 

noch auf unserer Website, gegliedert in die 

Kategorien Konferenzen, Fortbildungen 

und Vorträge. Bleiben Sie informiert und 

besuchen Sie unsere Online-Agenda auf 

nuklearforum.ch/mehr.

Foto: Shutterstock

nuklearforum.ch/mehr


